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Index: Gruppenspezifische Erwähnung 
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млΦн ω млΦо ω млΦп ω млΦт 
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Behinderung 
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пΦн ω 4.8 ω 4.10 

сΦм ω сΦн 

Sexuelle Orientierung 1.1 4.15 

Glaubensgemeinschaften 9.1 тΦм ω тΦн 
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Vorwort 

 

Der Schutz und die Förderung der Menschenrechte ist ein Schwerpunkt der 

liechtensteinischen Aussenpolitik und ist auch mir ein persönliches Anliegen. Ein 

Gedenktag bietet Gelegenheit, eine Standortbestimmung vorzunehmen und zu 

schauen, was wir erreicht haben. Der 10. Dezember ist ein solcher Gedenktag. Es ist 

der Internationale Tag der Menschenrechte, der Tag, an welchem die UNO-

Generalversammlung im Jahr 1948 die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte verabschiedete. Im Jahr 2013 

steht dieser Tag ganz im Zeichen des 20-jährigen Jubiläums der Erklärung und des Aktionsprogramms von Wien. 

Dieses Dokument wurde 1993 während der Menschenrechtskonferenz in Wien verabschiedet und gilt als 

bedeutender Schritt in der Entwicklung der Menschenrechte. Es bestätigte unter anderem die Unteilbarkeit der 

Menschenrechte und legte fest, dass Menschenrechte ein internationales Anliegen sind.  

Liechtenstein setzt sich seit vielen Jahren aktiv für die Menschenrechte ein. In thematischer Hinsicht engagiert 

sich Liechtenstein schwerpunktmässig für die Rechte von Frauen und Kindern sowie für die Bekämpfung von 

Folter und der Todesstrafe. Ein besonderes Anliegen ist mir persönlich der Schutz von Frauen in Kriegen und 

bewaffneten Auseinandersetzungen und der verstärkte Einbezug von Frauen bei Friedensverhandlungen und 

der Versöhnungsarbeit. Es freut mich deshalb ganz besonders, dass wir im nächsten Jahr unser diesbezügliches 

Engagement noch verstärken können. Im Jahr 2014 wird Liechtenstein im Exekutivrat von UN Women, und damit 

zum ersten Mal im Aufsichtsrat einer UNO-Einheit, vertreten sein. UN Women ist die wichtigste Behörde der 

UNO für die Gleichstellung der Geschlechter und die Stärkung der Frau und somit in einem der 

Schwerpunktbereiche des liechtensteinischen Einsatzes für Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit tätig.  

Zu einem glaubhaften aussenpolitischen Einsatz Liechtensteins für die Menschenrechte gehört auch der kritische 

Blick auf die eigene, nationale Menschenrechtssituation. Diese wurde im Rahmen der universellen periodischen 

Überprüfung (UPR) des UNO-Menschenrechtsrates in Genf im Januar dieses Jahres überprüft. Liechtenstein 

wurde insgesamt eine gute Menschenrechtsbilanz attestiert. Die teilnehmenden Staaten äusserten sich positiv 

über eine Reihe von Entwicklungen in den letzten Jahren. Gleichzeitig wurden einige Bereiche mit weiterem 

Handlungsbedarf aufgezeigt. Diese und weitere Berichterstattungen belegen, dass in Liechtenstein beim Schutz 

der Menschenrechte viel erreicht wurde, es aber auch bei uns noch Verbesserungspotenzial gibt. 

Der vorliegende jährliche Bericht zu menschenrechtsrelevanten Zahlen und Fakten dient dazu, derartige sensible 

Bereiche aufzuspüren und zu verfolgen. Dabei müssen wir uns immer wieder bewusst werden, dass 

Menschenrechte keine abstrakten Konzepte internationaler Gremien sind, sondern dass sie Ausdruck unserer 

tiefsten Interessen sind. Menschenrechte gehen uns alle an. Mein Dank gilt den zahlreichen Organisationen und 

Personen in Liechtenstein, die unermüdlich für das Thema Menschenrechte sensibilisieren und sich für deren 

bedingungslose Einhaltung einsetzen. 

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre. 

Regierungsrätin Dr. Aurelia Frick 
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Einleitung 

 

Der Schutz und die Stärkung der Menschenrechte ist ein Schwerpunkt in der liechtensteinischen Aussenpolitik. 

Als UNO-Mitglied ist Liechtenstein der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 verpflichtet. 

Ausserdem ist Liechtenstein Mitglied des Europarats und der OSZE, die wie die UNO eine zentrale Stellung in der 

Umsetzung und Weiterentwicklung der Menschenrechte in ihren Mitgliedsstaaten einnehmen. Als Vertragsstaat 

verschiedener internationaler und regionaler Menschenrechtsverträge ist Liechtenstein verpflichtet, die darin 

verankerten Menschenrechtsstandards national umzusetzen und den internationalen Überwachungsgremien zu 

diesen Verträgen regelmässig über den Stand der Pflichterfüllung zu berichten. Die Menschenrechte sind aber 

nicht nur mit Blick auf internationale Verpflichtungen relevant. Sie sind in Form von Grundrechten auch in der 

Verfassung und in den liechtensteinischen Gesetzen verankert. 

Im August 2008 beauftragte die liechtensteinische Regierung Dr. Wilfried Marxer, Direktor des Liechtenstein-

Instituts und Forschungsleiter Politikwissenschaft, mit der Erarbeitung eines Konzepts zur regelmässigen 

statistischen Erfassung von Daten zur Situation der Menschenrechte, der Chancengleichheit, des Rassismus und 

der Diskriminierung in Liechtenstein. Eine Projektgruppe unter der Leitung des Amtes für Auswärtige 

Angelegenheiten mit Vertreterinnen und Vertretern der Stabsstelle für Chancengleichheit, des Amtes für 

Statistik sowie der Datenschutzstelle begleitete die Arbeiten. Die Projektgruppe kam zum Schluss, dass ein 

jährlich aktualisierter Bericht zur Situation der Menschenrechte das Bedürfnis nach einer langfristigen, besseren 

Datenlage am besten zu erfüllen vermag. Zu diesem Zweck wurde eine Leistungsvereinbarung zwischen der 

Regierung und dem Liechtenstein-Institut abgeschlossen. Der nun vorliegende vierte Bericht zur 

Menschenrechtssituation wurde anlässlich des Internationalen Tags der Menschenrechte am 10. Dezember 

2013 neu aufgelegt. Er ist über www.aaa.llv.li ς Rubrik Publikationen ς abrufbar. 

Der Bericht enthält Daten zu rund 90 menschenrechtsrelevanten Themen. Neben den Daten sind erklärende 

Texte angefügt, die den Kontext erläutern und eine Einschätzung erleichtern. Die Datenquellen, die für ein 

Thema zuständigen Behörden und nichtstaatlichen Stellen sowie das Erhebungsdatum und der 

Aktualisierungsrhythmus der statistischen oder anderen Daten werden ebenfalls ausgewiesen. Die einzelnen 

Themen sind zu Themenblöcken zusammengefasst und in einem dem Bericht vorangestellten Index wird 

angeführt, bei welchen Themendarstellungen bestimmte, potentiell von Diskriminierung betroffene Gruppen 

erwähnt und behandelt werden. Als Datenquellen dienten die amtlichen Statistiken, interne Datenbestände 

verschiedener Amtsstellen, Sonderauswertungen von Daten im Rahmen dieses Berichtes, Jahresberichte von 

staatlichen und nichtstaatlichen Stellen sowie Informationen aus relevanten Medienberichten und 

wissenschaftlichen Arbeiten. 

http://www.liechtenstein.li/
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1.1.  Zusammensetzung der Bevölkerung  

Zahl und Anteil von Personen mit bestimmten Merkmalsausprägungen (2012) 

 Zahl Prozent 

 
Liechten-

steiner/innen 
Ausländer/ 

innen 
Total 

Liechtensteiner/ 
innen (in %) 

Ausländer/ 
innen (in %) 

Total 
(in %) 

Total нпΩ501 мнΩ337 осΩ838 100 100 100 

Geschlecht       

- Männer 12Ω017 6Ω230 18Ω247  49.0  50.5  49.5 

- Frauen мнΩ484 6Ω107 муΩ591  51.0  49.5  50.5 

Nationalität       

- Liechtensteiner/innen нпΩ501      66.5 

- Ausländer/innen  мнΩ337     33.5 

Zivilstand       

- Ledig ммΩс69 пΩл39 мрΩ708  47.6 32.7 42.7 

- Verheiratet, eingetragene 
Partnerschaft *  

фΩ762 сΩ886 мсΩ648  39.8 55.8 45.2 

- Verwitwet мΩн90 370 мΩс60  5.3 3.0 4.5 

- Getrennt 47 36 83 0.2 0.3 0.2 

- Geschieden, aufgelöste 
Partnerschaft 

мΩ733 1Ω006 нΩ739 7.1 8.2 7.4 

Menschen mit Behinderung   
Ca. 5Ωрлл- 
6Ω500 

15 bis 18 % 

Homosexuelle    2 bis 5 % (Schätzwert analog Schweiz) 

*Seit 2011 wird die eingetragene Partnerschaft zusammen mit den Verheirateten ausgewiesen. 

 

Erklärung 

Mehr als die Hälfte der liechtensteinischen Wohnbevölkerung sind Frauen und ungefähr ein Drittel sind 

Ausländer/innen. Man schätzt ausserdem, dass 15 bis 18 Prozent der Bevölkerung eine mehr oder weniger 

grosse Behinderung aufweisen ς körperlich, mental, psychisch oder eine schwerwiegende Sinnesbehinderung ς

, rund zwei bis fünf Prozent dürften eine gleichgeschlechtliche sexuelle Orientierung aufweisen. Aber auch 

bestimmte Lebensphasen wie Jugend oder Alter bzw. Lebensumstände wie Trennung oder Scheidung, Dasein als 

alleinerziehende oder verwitwete Person können zu gesellschaftlichen Benachteiligungen führen. 

 

 

 

Datenquellen 

Bevölkerungsstatistik 2012. Diverse Studien. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Zivilstandsamt. Liechtensteiner Behinderten-Verband. Amt für Soziale Dienste. 

Aktualisierungsrhythmus 

Meist jährlich. Sonderberichte unregelmässig. 
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1.2. Zusammensetzung der Bevölkerung: Ausländer/innen  

Ausländer/innen in Liechtenstein seit 1880 

Jahr Einwohner/innen 
davon 

Anteil Ausländer/innen 

Liechtensteiner/innen Ausländer/innen 

1880 уΩлфр тΩоуф 706 8.7 % 

1891 тΩусп тΩлло 861 10.9 % 

1901 тΩром сΩпмф мΩммн 14.8 % 

1911 уΩсфо тΩопо мΩорл 15.5 % 

1921 уΩупм тΩупо 996 11.3 % 

1930 фΩфпу уΩнрт мΩсфм 17.0 % 

1941 ммΩлфп фΩолф мΩтур 16.1 % 

1950 моΩтрт ммΩллс нΩтрм 20.0 % 

1960 мсΩсну мнΩп85 пΩм43 24.9 % 

1970 нмΩорл мпΩолп тΩлпс 33.0 % 

1980 нрΩнмр мрΩф39 фΩ278 36.8 % 

1990 нфΩлон муΩмно млΩфлф 37.6 % 

2000 онΩусо нмΩрпо ммΩонл 34.4 % 

2010 36 1́49 24́ 145 12́ 004  33.2 % 

2011 36́ 475 24́ 331 12́ 144 33.3 % 

2012 36Ω838 24Ω501 12Ω337 33.5 % 

 

 Ausländer/innen in Liechtenstein seit 1880  (Anteil an Wohnbevölkerung in Prozent) 

 

Erklärung 

Der Anteil der Ausländer/innen hat in Liechtenstein insbesondere seit dem Zweiten Weltkrieg im Zuge des 

wirtschaftlichen Aufschwungs markant zugenommen und bereits Anfang der 1970er Jahre einen Anteil von etwa 

einem Drittel erreicht. Trotz deutlicher Zunahme von Einbürgerungen in den letzten Jahrzehnten ist der 

Ausländeranteil infolge anhaltender Zuwanderung auf hohem Niveau geblieben. 

 

Datenquellen 

Bevölkerungsstatistik. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Ausländer- und Passamt. Einwohnerregister der Gemeinden. 

Aktualisierungsrhythmus 

Fortlaufende Erhebung bei den Einwohnerregistern. Halbjährliche Veröffentlichung des Amtes für Statistik. Hier 

jeweils Zahlen per Jahresende. 
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1.3. Ausländer/innen nach Nationalität  

Ausländer/innen nach Nationalität seit 1930 (Anzahl, Prozent für 2012) 

 

*  1941 wurde 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘ ǳƴŘ mǎǘŜǊǊŜƛŎƘ ǳƴǘŜǊ α5ŜǳǘǎŎƘŜǎ wŜƛŎƘά ƎŜƳŜƛƴǎŀƳ ŜǊŦŀǎǎǘ όƛƴ ŘŜǊ !ōōƛƭŘǳƴƎ mǎǘŜǊǊŜƛŎƘ 

zugeordnet). 

Ausländer/innen nach Nationalitätengruppen seit 2010 (Anzahl, Prozent) 

 2010 2011 2012 

 Total % Total % Total % 

Schweiz оΩрус 29.9 оΩрфп 29.6 3Ω602 29.2 

EWR рΩфну 49.4 сΩлпс 49.8 6Ω173 50.0 

Drittstaaten нΩпфл 20.7 нΩрлп 20.6 2Ω562 20.8 

Total мнΩллп 100 мнΩмпп 100 12Ω337 100 

 

Erklärung 

Bis in die 1960er Jahre erfolgte die Zuwanderung nach Liechtenstein einerseits aus den deutschsprachigen 

Ländern Schweiz, Österreich und Deutschland, andererseits aus den klassischen Zuwanderungsländern des 

Mittelmeerraumes. Seit den 1970er Jahren nahm die Zuwanderung aus anderen europäischen Ländern zu, dabei 

insbesondere auch aus dem Balkan (Nachfolgestaaten Jugoslawiens) und der Türkei. Rund 50 Prozent der 

ausländischen Bevölkerung stammt aus dem EWR-Raum, knapp 30 Prozent aus der Schweiz und rund 20 Prozent 

aus Drittstaaten. 

 

Datenquellen 

Volkszählung 2010. Bevölkerungsstatistik seit 2000. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Ausländer- und Passamt. Einwohnerregister der Gemeinden. 

Aktualisierungsrhythmus 

Bis 2000 jeweils Volkszählungen alle zehn Jahre. Neuere Daten aus der Bevölkerungsstatistik. Hier halbjährliche 

Aktualisierung. 
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1.4. Ausländer/innen aus den wichtigsten fremdsprachigen  

Herkunftsländern  

Ausländer/innen nach fremdsprachigen Herkunftsländern seit 1980 (Anzahl und Prozent für 2012) 

 1980 1990 2000 2005 2010 2012 2012 in % 

Italien 980 872 921 мΩнлу мΩмпу 1Ω146 22.0 

Türkei*  222 478 869 894 776 775 14.9 

Portugal*   222 421 561 614 662 12.7 

Jugoslawien/Serbien-Montenegro 412 411 433 537 379 256 4.9 

Spanien 216 206 323 461 335 339 6.5 

Bosnien-Herzegowina   288 335 304 298 5.7 

Mazedonien   80 119 131 141 2.7 

Kroatien   114 121 127 128 2.5 

Griechenland 79 94 84 76 64 59 1.1 

Andere Nichtdeutschsprachige 299 371 634 765 мΩммн 1Ω409 27.0 

*  Für die Türkei 1980 wurde der Wert vom 31.12.1982 und für Portugal 1990 der Wert vom 31.12.1992 verwendet,  

da erstmals separat ausgewiesen. 

 

Erklärung 

Den stärksten Zuwachs an Ausländerinnen und Ausländern aus fremdsprachigen Herkunftsländern verzeichnet 

die türkische Wohnbevölkerung. Von 1980 bis 2005 nahm deren Zahl von rund 200 auf rund 900 zu, sank aber 

in den letzten Jahren wieder leicht aufgrund von Einbürgerungen. Starken Zuwachs bis 2005 verzeichnen auch 

die Migrantinnen und Migranten aus Spanien und Portugal soǿƛŜ ŘƛŜ ƎŜƳƛǎŎƘǘŜ DǊǳǇǇŜ αŀƴŘŜǊŜ 

NichtdeutschsprachigeάΦ Ab 2005 stieg die Zahl der portugiesischen Wohnbevölkerung nur mehr zaghaft an und 

diejenige der spanischen Wohnbevölkerung ist sogar leicht rückläufig. bǳǊ ŘƛŜ DǊǳǇǇŜ αŀƴŘŜǊŜ 

Nichtdeutschsprachigeά verzeichnet weiterhin einen kontinuierlichen Aufwärtstrend. Mehr als die Hälfte dieser 

Gruppe (ca. 900) stammen dabei aus einem europäischen Herkunftsland, knapp 400 aus dem Kosovo. 

Datenquellen 

Bevölkerungsstatistik. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Einwohnerregister der Gemeinden. 

Aktualisierungsrhythmus 

Laufende Erfassung. Halbjährliche Publikation durch das Amt für Statistik. 
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1.5. Gruppen von Ausländern/ Ausländerinnen nach Sprache  

der Herkunftsländer  

Ausländer/innen nach deutschsprachiger und fremdsprachiger Herkunft seit 1980 (Anzahl) 

 1980 1990 2000 2005 2010 2011 2012 

Schweiz* пΩнлс пΩпсп оΩурм оΩсмт оΩрус оΩрфп 3Ω602 

Österreich нΩлтт нΩмус мΩффу нΩлпр нΩлрт нΩлфс 2Ω125 

Deutschland мΩмоп мΩлрл мΩлфс мΩмту мΩомф мΩопо 1Ω397 

Fremdsprachiges 
Ausland 

нΩнлу нΩсрп пΩмст рΩлтт пΩфуу рΩмнн 5Ω213 

* Die Schweiz wird in diesem Bericht als deutschsprachiges Land betrachtet 

 

 

Erklärung 

Die Zahl der Ausländer/innen aus den drei deutschsprachigen Herkunftsländern stagniert im Zeitraum von 1980 

bis heute oder ist sogar leicht zurückgegangen. Andererseits hat die Zahl von Ausländerinnen und Ausländern 

aus fremdsprachigen Herkunftsländern in dieser Periode von rund 2000 auf rund 5000 zugenommen. Dies 

entspricht etwa 14 Prozent der Wohnbevölkerung. In den letzten Jahren ist dieser Anteil stabil geblieben. 

 

 

Datenquellen 

Bevölkerungsstatistik. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Ausländer- und Passamt. Einwohnerregister der Gemeinden. 

Aktualisierungsrhythmus 

Laufende Erfassung. Halbjährliche Publikation durch das Amt für Statistik. 
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1.6. Hauptsprache der Einwohner/innen 

Hauptsprache der Wohnbevölkerung (2000, 2010) 

 2000 2010 2000 2010 Veränderung 

Hauptsprache Zahl Zahl % % % 

Deutsch нфΩнлр 34Ω170 87.7 % 94.5 % 17.0 % 

Italienisch 979 412 2.9 % 1.1 % -57.8 % 

Türkisch 604 268 1.8 % 0.7 % -55.6 % 

Spanisch 577 227 1.7 % 0.6 % -60.7% 

Serbisch, Kroatisch 471 244 1.4 % 0.7 % -48.2 % 

Portugiesisch 440 284 1.3 % 0.8 % -35.5 % 

Albanisch 206 143 0.6 % 0.4 % -30.6 % 

Andere Sprachen 825 401 2.5 % 1.1 % -51.5 % 

Total ооΩолт 36Ω149 100 % 100 % 8.5 % 

 

 

Erklärung  

In Liechtenstein gilt Deutsch als Unterrichts- und Amtssprache. Während in der Schule und bei den Behörden 

Hochdeutsch als Standard gilt, ist die Alltagssprache geprägt vom alemannischen Dialekt der ursprünglichen 

Bevölkerung sowie von verschiedenen schweizerischen, deutschen oder österreichischen Dialekten der 

Zugewanderten. Gemäss Volkszählungserhebung 2010 ist bei 94.5 Prozent der Bevölkerung Deutsch die 

Hauptsprache, bei 5.5 Prozent ist es eine nichtdeutsche Sprache. Im Vergleich zum Jahr 2000 bedeutet dies eine 

deutliche Zunahme der deutschen Sprache als Hauptsprache. Unter den explizit ausgewiesenen fremden 

Sprachen dominiert Italienisch, gefolgt von Türkisch und Spanisch. Ist eine Fremdsprache die Alltagssprache, 

impliziert dies nicht, dass Deutsch nicht beherrscht wird. Es ist aber anzunehmen, dass ein Teil derjenigen, deren 

Hauptsprache nicht Deutsch ist, ein Defizit bezüglich der deutschen Sprache aufweist. In den Familien, 

Verwandtschaften und bei Ausländervereinigungen wird häufig in der nichtdeutschen Muttersprache 

kommuniziert. Sprachliche Defizite können sich in der Bildungs- und Berufskarriere negativ auswirken. In den 

{ŎƘǳƭŜƴ ǿƛǊŘ Ƴƛǘ ŘŜƳ {ƻƴŘŜǊǳƴǘŜǊǊƛŎƘǘ α5ŜǳǘǎŎƘ ŀƭǎ ½ǿŜƛǘǎǇǊŀŎƘŜά ǾŜǊǎǳŎƘǘΣ ŘƛŜǎŜ 5ŜŦƛȊƛǘŜ ŀǳǎȊǳƎƭŜƛŎƘŜƴΦ 

 

 

Datenquellen 

Volkszählungen 2000 und 2010. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Volkszählung. Ab 2010 alle fünf Jahre. 
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1.7. Heiratsverhalten  

In den Ehestand eingetretene Männer mit Wohnsitz in Liechtenstein (in Prozent) 

 1950/54 1970/74 1990/94 2000/04 2008 2009 2010 2011 

Liechtensteiner         

- Frau Liechtensteinerin 57.8 48.4 40.5 45.2 35.9 43.8 45.9 35.8 

- Frau Ausländerin 42.2 51.6 59.5 54.8 64.1 56.2 54.1 64.2 

Ausländer         

- Frau Liechtensteinerin 59.2 50.3 44.8 16.3 45.5 40.8 50.0 48.8 

- Frau Ausländerin 40.8 49.7 55.2 83.7 54.5 59.2 50.0 51.2 

Hinweis: Aufgrund der Zählweise ist die Angabe αFrau nach Staatsbürgerschaftά ab dem Jahre 2000 nicht mit den Vorjahren vergleichbar. 

In den Ehestand eingetretene Frauen mit Wohnsitz in Liechtenstein (in Prozent) 

    2000/04 2008 2009 2010 2011 

Liechtensteinerin         

- Mann Liechtensteiner    48.0 36.2 42.1 53.2 38.4 

- Mann Ausländer    52.0 63.8 59.2 46.8 61.6 

Ausländerin         

- Mann Liechtensteiner    30.5 47.8 44.1 63.0 69.4 

- Mann Ausländer    69.5 52.2 55.9 27.0 30.6 

Hinweis: Heiratsverhalten aus der Sicht der Frauen vor 2000 in der Zivilstandsstatistik nicht separat ausgewiesen. 

 

Erklärung 

Das Heiratsverhalten ist in Liechtenstein seit vielen Jahrzehnten gemischtnational geprägt. Bereits in den 1950er 

Jahren heirateten 42 Prozent der liechtensteinischen Männer ausländische Frauen, mehrheitlich aus den 

deutschsprachigen Nachbarstaaten. Dieser Anteil ist bis in die Gegenwart auf 64 Prozent angestiegen. Ähnlich 

verlief die Entwicklung bei den in Liechtenstein wohnhaften Ausländern, die in den 1950er Jahren noch 

mehrheitlich Liechtensteinerinnen heirateten, im letzten Jahrzehnt aber mehrheitlich ausländische Frauen 

ehelichten, wobei es in den Jahren 2010 und 2011 zu einem fast ausgeglichenem Verhältnis gekommen ist. Dies 

hat zu einer starken Durchmischung der Gesellschaft geführt. Das Heiratsverhalten der Frauen zeigt ein ähnliches 

Bild: Knapp mehr als die Hälfte der Liechtensteinerinnen ehelichen Ausländer, rund zwei Drittel der 

Ausländerinnen heiraten ebenfalls Ausländer. Bezogen auf die Staatsbürgerschaft bedeutet dies, dass viele der 

mit liechtensteinischen Männern oder Frauen verehelichten Ausländer/innen heute die liechtensteinische 

Nationalität angenommen haben. Viele verzichten aber auch auf eine Einbürgerung, da sie sonst ihre 

angestammte Staatsbürgerschaft aufgeben müssten. Kinder aus gemischtnationalen Ehen haben meist die 

Staatsbürgerschaft beider Elternteile. 

 

Datenquellen 

Zivilstandsstatistik 2011 (Zivilstandsstatistik 2012 wird Mitte Dezember 2013 publiziert). 

Erhebungsstellen 

Zivilstandsamt. Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 



18 

1.8. Scheidungen  

Scheidungen (wohnhaft in Liechtenstein)  

 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 

Scheidende Personen 
in Liechtenstein Total  

191 183 206 181 166 197 198 206 170 179 

- Männer 99 84 101 94 81 97 97 101 87 91 

- Frauen 92 99 105 87 85 100 101 105 83 88 

 

Scheidungsrate (Prozent) 

 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 

Scheidungen Männer 
pro 100 Verheiratungen 

56.6 56.4 61.6 50.3 53.6 53.3 47.3 65.6 46.8 55.8 

 

 

Erklärung 

Die Zahl der Scheidungen zeigt in den letzten zehn Jahren keine eindeutige Tendenz und bewegt sich zwischen 

rund 170 und 200 scheidenden Personen mit Wohnsitz in Liechtenstein pro Jahr. Die Scheidungsrate pendelt 

zwischen 45 und 65 Prozent. Die Scheidungsrate wird aus dem Verhältnis zwischen der Anzahl Eheschliessungen 

und der Anzahl Scheidungen ermittelt und ist somit wesentlich von den jährlichen Heiraten abhängig. So erklärt 

sich der starke Anstieg im Jahr 2009 in erster Linie durch einen Rückgang der Heiraten im gleichen Jahr. 

 

Datenquellen 

Zivilstandsstatistik. 

Erhebungsstellen 

Zivilstandsamt. Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich (die Zivilstandsstatistik 2012 wird Mitte Dezember 2013 veröffentlicht). 
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1.9. Geburten  

Fertilitätsrate im Ländervergleich (Anzahl Kinder je Frau) 

 1960 1970 1980 1990 2000 2005 2010 2011 

Liechtenstein - - 1.75 1.45 1.58 1.51 1.40  1.69 

Schweiz 2.44 2.10 1.55 1.59 1.50 1.42 1.54 1.52 

Österreich 2.69 2.29 1.65 1.46 1.36 1.41 1.44 1.43 

 

Anteil der ausserehelichen Neugeborenen im Ländervergleich (in Prozent) 

 1960 1970 1980 1990 2000 2005 2010 2011 

Liechtenstein 3.7 4.5 5.3 6.9 15.7 18.9 21.3 23.5 

Schweiz 3.8 3.8 4.7 6.1 10.7 13.7 18.9 19.3 

Österreich 13.0 12.8 17.8 23.5 31.3 36.5 40.1 40.4 

Deutschland 7.6 7.2 11.9 15.3 23.4 29.2 33.3 33.9 

 

 

Erklärung 

Die Zahl der Geburten ist seit den 1970er Jahren tendenziell rückläufig. Konkrete Daten zur Fertilität liegen seit 

Mitte der 1970er Jahre vor und zeigen für die letzten 30 Jahre ähnlich niedrige Werte wie in der Schweiz und in 

Österreich. Die Fertilitätsrate schwankt zwischen 1.75 und 1.40. 

Die Zahl der ausserehelichen Neugeborenen hat im Verlaufe der Jahrzehnte fast kontinuierlich zugenommen. 

Deren Anteil nahm von unter fünf Prozent in den 1960er und 1970er Jahren auf mehr als 15 Prozent in den 

2000er Jahren zu. Im Zeitraum von 2000 bis heute ist eine weitere Zunahme der ausserehelichen Neugeborenen 

auf über 20 Prozent zu verzeichnen. Im Ländervergleich bewegt sich der Anteil der ausserehelich geborenen 

Kinder in Liechtenstein etwa auf gleichem Niveau wie in der Schweiz. In Deutschland und Österreich liegt der 

Anteil der ausserehelich Geborenen deutlich höher.  

 

 

Datenquellen 

Zivilstandsstatistik. Statistik Austria. Statistisches Bundesamt Deutschland. Statistik Schweiz. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Zivilstandsamt. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich (die Zivilstandsstatistik 2012 wird Mitte Dezember 2013 veröffentlicht). 
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1.10. Ursachen des Bevölkerungswachstums  

Geburtenüberschuss und Wandergewinn/-verlust seit 1950 (Mittelwert 5-Jahres-Perioden) 

 

 

Erklärung 

Der Geburtenüberschuss im Inland trägt im langjährigen Mittel etwa zur Hälfte zum Bevölkerungswachstum bei. 

Die andere Hälfte stammt aus der Zuwanderung bzw. einer per Saldo höheren Zuwanderung als Abwanderung. 

Während der Geburtenüberschuss leicht rückläufig ist, unterliegt die Wanderungsbilanz deutlichen 

Schwankungen, welche Resultat des wirtschaftlichen Konjunkturverlaufs und der Zulassungspolitik sind.  

 

 

Datenquellen 

Bevölkerungsstatistik. 

Erhebungsstellen 

Zivilstandsamt. Ausländer- und Passamt. Gemeindeverwaltungen Liechtenstein. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. Hier jeweils frühere 5-Jahres-Mittelwerte und aktuelle Mittelwerte. 
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1.11. Alterspyramide Liechtensteiner/innen und Ausländer/innen 

Liechtensteiner/innen: Ausländer/innen: 

Alterspyramide der Liechtensteiner (links) 

und Liechtensteinerinnen (rechts) (2012) 

(Prozentanteil in den Altersjahren 0 bis 100) 

Alterspyramide der Ausländer (links) 

und Ausländerinnen (rechts) (2012) 

(Prozentanteil in Altersjahren 0 bis 100) 

 

 

Erklärung 

Die Ausländer/innen in Liechtenstein weisen eine Alterspyramide auf, die sich deutlich von derjenigen der 

liechtensteinischen Wohnbevölkerung unterscheidet. Sie sind in den Altersklassen der Erwerbstätigen 

übervertreten, bei den Pensionierten untervertreten. Dies hängt mit der Rekrutierung und Zuwanderung von 

Ausländerinnen und Ausländern im erwerbsfähigen Alter zusammen. Die heute Erwerbstätigen bewegen sich 

jedoch systematisch in Richtung Rentenalter und werden in den folgenden Jahrzehnten zu einer markanten 

Zunahme von Menschen im Rentenalter beitragen, die wegen der tiefen Geburtenrate durch die natürliche 

Reproduktion kaum auszugleichen sein wird. Bei gleichbleibender Geburtenrate resultiert daraus eine deutliche 

Alterung der Wohnbevölkerung, falls die Gruppe der Erwerbstätigen nicht durch weiteren Zuzug von 

Arbeitsmigrantinnen und Arbeitsmigranten gestärkt wird. 

 

Datenquellen 

Bevölkerungsstatistik 2012. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Einwohnerregister der Gemeinden. 

Aktualisierungsrhythmus 

Laufende Erfassung. Halbjährliche Publikation. 
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2.1. Primarschule  

Anzahl Schüler/innen pro Lehrkraft in Liechtenstein, der Schweiz, Deutschland und Österreich 

 

 

 

Erklärung 

Die Grundschulbildung (Primarschule) in Liechtenstein dauert normalerweise fünf Jahre. Die meisten 

Schüler/innen besuchen öffentliche Schulen. Im Schuljahr 2011/12 belief sich die Anzahl der 

Primarschüler/innen auf insgesamt 1Ω980 Kinder. Im Vergleich zum Schuljahr 2007/08 mit 2Ω073 Kindern ist die 

Anzahl somit leicht rückläufig.  

Liechtenstein zeichnet sich im internationalen Vergleich durch eine sehr tiefe Anzahl von Schüler/innen pro 

Lehrkraft aus. Im Schuljahr 2011/12 kamen auf eine Lehrkraft durchschnittlich 9.3 Primarschüler/innen. In einem 

Vergleich mit den Nachbarstaaten Schweiz, Österreich und Deutschland belegt Liechtenstein somit die 

Spitzenposition vor Österreich mit einer Anzahl von Schüler/innen pro Lehrkraft von 12.6.  

Im Jahr 2008 wurde eine grosse Vergleichsstudie innerhalb ganz Europas durchgeführt. Das durchschnittliche 

Verhältnis von Schüler/innen pro Lehrkraft lag für die Primarschulen bei 14. Auch in diesem Kontext konnte sich 

Liechtenstein durch seine niedrige Rate von Schüler/innen pro Lehrkraft im europäischen Spitzenfeld 

positionieren. 

 

 

Daten 

Bildungsstatistik. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Eurostat Key data on education in Europa 2012. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich.  
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2.2. Besuch der Sekundarschulen  

Einstufung in Schultypen nach Geschlecht (Schuljahr 2012/2013; in Prozent) 

 Liechtenstein Schweiz EWR Andere Staaten 

Schultyp männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich männlich weiblich 

Oberschule 19.2 14.2 23.1 16.3 32.3 32.2 63.4 56.4 

Realschule 41.0 37.3 35.9 44.2 32.3 30.4 29.3 24.4 

Gymnasium 39.8 48.5 41.0 39.5 35.4 37.4 7.3 19.2 

Total % 100 100 100 100 100 100 100 100 

Total N 661 718 39 43 127 115 82 78 

 

 

Erklärung 

Im liechtensteinischen Bildungssystem findet nach der Primarschule (Grundschule, Volksschule) eine Einteilung 

in drei Typen von Sekundarschulen statt, wobei die Oberschule das tiefste Leistungsniveau aufweist und das 

Gymnasium das höchste Leistungsniveau. Liechtensteiner und Schweizer Kinder weisen ungefähr einen 

ähnlichen Bildungserfolg auf. Kinder mit EWR-Nationalität sind in der Oberschule deutlich überrepräsentiert, im 

Gymnasium unterrepräsentiert. Innerhalb der EWR-Länder bestehen signifikante Unterschiede. So liegt der 

Anteil der Schüler/innen mit Herkunftsland Deutschland und Österreich am Gymnasium zwischen 61.1 Prozent 

(Schülerinnen) und 64.3 Prozent (Schüler). Bei Kindern aus anderen EWR-Herkunftsländer liegt der Anteil der 

Schüler am Gymnasium bei 12.7 Prozent und 16.4 Prozent bei den Schülerinnen. Dadurch ist erkennbar, dass der 

Migrationshintergrund (Fremdsprachigkeit, sozialer Status der Eltern) der Schülerinnen und Schüler einen 

deutlichen Einfluss auf die Schulkarriere hat. Noch weit stärker trifft dies auf Kinder aus Drittstaaten zu. 

Insgesamt weisen die Mädchen einen besseren Schulerfolg als die Knaben aus. 

 

 

Datenquellen 

Bildungsstatistik 2012. Separate Statistik des Schulamtes. 

Erhebungsstellen 

Schulamt. Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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2.3. Besuch der Sekundarschulen nach Herkunft  

Verteilung auf die verschiedenen Schultypen nach Nationalität/Regionen der Schüler/innen 2012/2013 

(in Zeilenprozent) 

Nationalitätengruppe Oberschule Realschule Gymnasium Total % Total N 

Liechtenstein 16.6 39.1 44.3 100 мΩо79 

West-/Nordeuropa/Nordamerika 15.6 32.2 52.2 100 199 

Südeuropa 51.3 35.6 13.1 100 115 

Ost-/Südosteuropa 58.6 22.7 18.7 100 75 

Türkei/Naher Osten/Nordafrika 58.0 31.8 10.2 100 88 

Schwarzafrika/Lateinamerika/ 
Asien/Ozeanien (71.4) (28.6) (0) 

 
100 7* 

Total 22.5 37.1 40.4 100 1Ω863 

* wegen geringer Fallzahl nicht aussagekräftig. 

 

 

Erklärung 

Werden die Schüler/innen der Sekundarschulen nach Regionen differenziert, zeigt sich, dass Kinder aus der 

Herkunftsregion Westeuropa/Nordeuropa/Nordamerika (mehrheitlich Schweiz, Österreich und Deutschland) 

den grössten Bildungserfolg in der Sekundarstufe aufweisen, eng gefolgt von den liechtensteinischen Kindern. 

Schüler/innen aus den Herkunftsregionen Südeuropa, Ost-/Südosteuropa und Türkei/Naher Osten/Nordafrika 

besuchen dagegen mehrheitlich die Oberschule, welche das tiefste Niveau in der Sekundarstufe aufweist, 

während nur ein kleiner Anteil von durchschnittlich 14 Prozent das Gymnasium erreicht. Die Analyse der PISA-

Ergebnisse zeigt ebenfalls, dass fremdsprachige Schüler/innen besonders schwierige Lernvoraussetzungen 

aufweisen, wenn sie zugleich aus benachteiligten sozialen Verhältnissen stammen (Forschungsgemeinschaft 

PISA 2005, 2009). PISA (Programme for International Student Assessment) ist eine von der OECD initiierte Studie 

zum internationalen Vergleich von Schulleistungen von 15-jährigen Schülern und Schülerinnen, welche seit dem 

Jahr 2000 im dreijährigen Turnus durchgeführt wird. 

Im Dezember 2013 wurden erste Ergebnisse der PISA-Test von 2012 veröffentlicht, in welchen Liechtenstein im 

internationalen Vergleich sehr gut abschnitt. Eine detaillierte Auswertung, insbesondere auch hinsichtlich der 

sozio-ökonomischen Determinanten des Bildungserfolgs, steht jedoch noch aus. 

 

 

Datenquellen 

Schulamt. Eigene Berechnungen. Forschungsgemeinschaft PISA 2005, 2009. 

Erhebungsstellen 

Schulamt. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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2.4. Schüler/innen am Liechtensteinischen Gymnasium 

Knaben und Mädchen am Liechtensteinischen Gymnasium seit 1940 (Anzahl) 

 1940 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2005 2010 2013 

Knaben 75 84 204 293 222 267 343 300 330 330 

Mädchen 0 0 0 43 149 220 336 395 411 423 

Total 75 84 204 336 371 487 679 695 741 753 

Anteil Mädchen 0.0 % 0.0 % 0.0 % 12.8 % 40.2 % 45.2 % 49.5 % 56.8 % 55.5 % 56.2 % 

 

 

Legende: Es sind die Schüler/innen am Liechtensteinischen Gymnasium erfasst. Der Besuch von Gymnasien im angrenzenden 

schweizerischen oder österreichischen Ausland oder in Internaten ist nicht berücksichtigt. 

 

Erklärung 

Der Besuch des Liechtensteinischen Gymnasiums war bis zum Jahr 1968 nur für Knaben möglich. Seitdem hat 

sich der Anteil der Mädchen kontinuierlich erhöht. Im Schuljahr 2001/2002 besuchten erstmals mehr Mädchen 

als Knaben das Gymnasium. Der Anteil der Mädchen hat sich in Folge bis auf rund 58 Prozent im Jahre 2007 

vergrössert und verringerte sich nur geringfügig in den darauffolgenden Jahren. Die Bildungschancen der 

Mädchen haben sich demzufolge in den letzten Jahrzehnten wesentlich verbessert.  

 

Datenquellen 

Bildungsstatistik. Liechtensteinisches Gymnasium. 

Erhebungsstellen 

Schulamt. Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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2.5. Tertiärbildung  

 

Anteil männliche und weibliche Studierende aus Liechtenstein an Universitäten und Fachhochschulen in der 

Schweiz, Österreich und Deutschland seit 1970 (in Prozent) 

 1970 1980 1990 2000 2005 2010 2012 

Männer 93 77 70 57 57 53 56 

Frauen 7 23 30 43 43 47 44 

 

 

Verteilung der männlichen/weiblichen Studierenden aus Liechtenstein auf Fächergruppen an Universitäten in 

Liechtenstein, der Schweiz und Österreich (2011/2012; in Prozent) 

 

 

Erklärung 

Aufgrund der Kleinheit des Landes ist das liechtensteinische Angebot an tertiärer Ausbildung beschränkt. Der 

Hochschulbereich umfasst derzeit vier anerkannte Einrichtungen. Die Universität Liechtenstein ist die einzige 

öffentliche Hochschule. Sie verfügte im Studienjahr 2011/2012 über 689 Studierende in Bachelor-, Master- und 

Doktorats-Studiengängen sowie über 400 Studierende im Weiterbildungsbereich. Davon waren 185 Studierende 

in exekutiven Studiengängen eingeschrieben, wovon wiederum 43.8 Prozent einen Wohnsitz in der Schweiz, 20.5 

Prozent einen Wohnsitz in Österreich und 4.3 Prozent einen Wohnsitz in Deutschland angaben. Im Bereich der 

Tertiärausbildung waren somit 2011/2012 31.4 Prozent der Studierenden in Liechtenstein wohnhaft. Die 

Universität Liechtenstein weist mit über 70 Prozent einen hohen Anteil an ausländischen Studierenden aus. Der 

Grossteil der in Liechtenstein wohnhaften Studierenden besuchte im Studienjahr 2011/2012 eine ausländische 

Universität oder Fachhochschule (85.2 Prozent). Rund 57 Prozent waren an Fachhochschulen und Universitäten 

in der Schweiz, rund 24 Prozent an österreichischen Lehreinrichtungen und rund 4 Prozent an deutschen 

Universitäten eingeschrieben. Für das Studienjahr 2013/2014 haben knapp über 200 neue Studierende das 

Aufnahmeverfahren positiv abgeschlossen und somit ein Studium an der Universität Liechtenstein begonnen.  

Im Sektor der Tertiärbildung zeigt sich hinsichtlich der Geschlechterverteilung ein ähnlicher Entwicklungsverlauf 

wie bei der gymnasialen Schulbildung. Der Anteil der Frauen nahm kontinuierlich zu und pendelt sich seit 2000 

bei einem Anteil von knapp unter 40 Prozent (39.4 Prozent an Fachhochschulen und Universitäten im Studienjahr 

2011/2012) ein. Bezüglich der Fächerwahl unterscheiden sich die Studierenden männlichen und weiblichen 

Geschlechts nicht wesentlich. Im Studienjahr 2011/12 standen bei den Studierenden aus Liechtenstein 
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gesamthaft die Wirtschaftswissenschaften im Vordergrund (25.6 Prozent) gefolgt von Geistes- und 

Sozialwissenschaften (23.6 Prozent) und den Rechtswissenschaften (16.6 Prozent). Bei den weiblichen 

Studierenden lag die Studienrichtung Geistes- und Sozialwissenschaften mit rund 30 Prozent an erste Stelle, 

gefolgt von den Wirtschaftswissenschaften (rund 23 Prozent) und den Rechtswissenschaften (rund 20 Prozent). 

 

Datenquellen 

Bildungsstatistik.  

Erhebungsstellen 

Schulamt. Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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2.6. Universität Liechtenstein 

Studierende an der Universität Liechtenstein 2011/2012 

 Geschlecht Wohnsitz bei Immatrikulation 

 M W LI CH  AT DE Übrige Total 

Betriebswirtschaftslehre 122 115 40 32 126 27 12 237 

Master in Business Process  
Management 39 9 6 8 12  15 7 48 

Entrepreneurship 28 5 7 17 8 1 0 33 

Wirtschaftsinformatik 33 11 9 9 25 1 - 44 

Banking and Financial  
Management 44 11 12 13 10 14 6 55 

Wirtschaftswissenschaften 
(Doktorat) 13 5 8 7 3 - - 18 

Architektur 117 98 23 58 71 24 39 215 

Total 411 278 110 146 264 102 67 689 

 

Erklärung 

Seit der Gründung des Abendtechnikums Vaduz im Jahr 1961 bemüht sich Liechtenstein, einen eigenen Standort 

für die Hochschulbildung zu etablieren. Bis 1985 wurden die Fachbereiche Maschinenbau, Architektur und 

Bauingenieurwesen eröffnet sowie weitere Bereiche ausgebaut. Aus dem Abendtechnikum ist damit die 

Liechtensteinische Ingenieurschule entstanden. Im Jahre 1992 wurde die Liechtensteinische Ingenieurschule 

staatlich anerkannt und 1997 die Fachhochschule Liechtenstein als Stiftung öffentlichen Rechts gegründet. Im 

Jahr 2005 erfolgte die Umwandlung der Fachhochschule zur Hochschule und 2009 dann zur Universität. Die 

Universität Liechtenstein ist eine der ersten Hochschulen in Europa, welche Bachelor- und Masterstudiengänge 

eingeführt hat.  

Rund 690 Studierende besuchen die Studiengänge der Universität Liechtenstein mit Schwerpunkt 

Wirtschaftswissenschaften und Architektur. Im Bereich Wirtschaftswissenschaften mit 474 Studierenden 

bestehen derzeit sechs verschiedene Fachrichtungen, von welchen der Studiengang Betriebswirtschaftslehre mit 

237 Studierenden der mit Abstand grösste ist. 215 Personen lassen sich im Bereich Architektur ausbilden. 

Darüber hinaus zählt die Universität weitere 58 Studierende, welche einen der sechs weiterführenden, 

international anerkannten Master-Lehrgänge absolvieren. 

Von den insgesamt 690 Studierenden beträgt der Frauenanteil rund 40 Prozent. Die grösste Gruppe der 

Studierenden hatte zum Zeitpunkt der Immatrikulation ihren Wohnsitz in Österreich mit etwas über 38 Prozent, 

gefolgt von 21 Prozent in der Schweiz wohnhaften Studierenden. In Liechtenstein wohnhaft waren im 

Studienjahr 2011/2012 16 Prozent der Studierenden.  

 

Datenquellen 

Bildungsstatistik 2012. Jahresbericht Universität Liechtenstein 2011/2012 (Jahresbericht 2012/2013 ist noch 

nicht publiziert). 

Erhebungsstellen 

Schulamt. Universität Liechtenstein. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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2.7. Sonderschulung nach Geschlecht und Nationalität  

Sonderschulung nach Geschlecht (2012) 

 Sonderschulung ƛƴ Χ 

 Regelschule  
oder Regel-
kindergarten 

Heilpädagogisches 
Zentrum 

Ausland (Schweiz 
oder Österreich) 

Total Prozent 

Knaben 51 46 6 103 66.4 

Mädchen 36 11 5 52 33.6 

Total 87 57 11 155 100.0 

 

Entwicklung der Anzahl Lernenden in Sonderschulen nach Herkunft 

 2010/2011* 2011/2012 2012/2013 

Regelschule/Regelkindergarten 88 95 87 

-Liechtensteiner Schüler   51 47 

-Ausländische Schüler   44 40 

Heilpädagogisches Zentrum 58 59 57 

-Liechtensteiner Schüler   35 35 

-Ausländische Schüler   24 22 

Ausländische Sonderschule 22 22 11 

-Liechtensteiner Schüler   16 10 

-Ausländische Schüler   6 1 

*Eine Detailerhebung für das Schuljahr 2010/2011 steht nicht zur Verfügung. Die statistische Erhebung dieser Angaben wurde 

erstmals 2011/2012 durchgeführt. 

 

Erklärung 

Für Lernende mit einem Sonderschulungsbedarf stehen den Regelschulen und Regelkindergärten 

sonderpädagogische Förder- und Therapieressourcen zur Verfügung. Ein jeweils individuell abgestimmtes 

Setting trägt einem sonderpädagogischen Förderbedarf auf integrative Weise im Rahmen einer Sonderschulung 

in der Regelschule im angestammten Lernumfeld Rechnung. Können die Ressourcen nicht vor Ort im 

notwendigen Umfang bereitgestellt werden, wird eine Sonderschulung in einer Sonderschule vorgeschlagen. 

Die Sonderpädagogische Tagesschule Schaan des Heilpädagogischen Zentrums bietet Sonderschulplätze für 

normalbegabte Kinder mit erheblichen Sprachproblemen sowie bei ausgeprägten Kognitionsproblemen an. Bei 

einem Sonderschulungsbedarf aufgrund von erheblichen Hör-, Seh-, Verhaltens- oder Mobilitätsproblemen kann 

auch das Angebot ausländischer Sonderschulen genutzt werden. 

Die Zahl der Lernenden in Sonderschulen ist rückläufig, da die Ressourcensituation vor Ort die Tragfähigkeit der 

Regelschulen und Regelkindergärten erhöht und zum Gelingen der Integration beiträgt.  

Datenquellen 

Schulamt (separate Erhebungen). 

Erhebungsstellen 

Heilpädagogisches Zentrum. Schulamt. 

Aktualisierungsrhythmus 

Sondererhebung. 
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2.8. Höchste abgeschlossene Ausbildung 

Höchste abgeschlossene Ausbildung der ständigen Bevölkerung (ab 15 Jahren) im Jahr 2010  

nach Nationalitätengruppen und Geschlecht (Zeilenprozent) 

 
Keine 
Ausbildung Sekundarstufe I Sekundarstufe II Tertiärstufe* Ohne Angabe Total 

Liechtenstein       

Männer 45 1Ω338 4Ω700 3Ω003 521 9Ω607 

Männer (%) 0.5 13.9 48.9 31.3 5.4 100 

Frauen 38 2Ω638 5Ω729 1Ω289 548 10Ω242 

Frauen (%) 0.4 25.7 55.9 12.6 5.4 100 

Total 83 3Ω976 10Ω429 4Ω292 1Ω069 19Ω849 

 

Ausländer       

Männer 96 1Ω219 2Ω088 1Ω637 293 5Ω333 

Männer (%) 1.8 22.9 39.2 30.7 5.4 100 

Frauen 123 1Ω361 2Ω437 967 304 5Ω192 

Frauen (%) 2.4 26.2 46.9 18.6 5.9 100 

Total  219 2Ω580 4Ω525 2Ω604 597 10Ω525 

       

Gesamtotal 302 6Ω556 14Ω954 6Ω896 1Ω666 30Ω374 

*Die Tertiärstufe umfasst sowohl die höhere Fach- und Berufsausbildung, die höhere Fachschule sowie Hochschul- und 
Universitätsstudiengänge. 

 

Erklärung 

Die Volkszählungsdaten aus dem Jahr 2010 zeigen, dass zwischen der höchsten abgeschlossenen Ausbildung von 

Männern und Frauen deutliche Differenzen bestehen. Männer weisen in höherem Masse tertiäre Ausbildungen 

auf als Frauen. Zwischen liechtensteinischen und ausländischen Staatsangehörigen mit Wohnsitz in 

Liechtenstein sind die Differenzen im Total weniger deutlich. Es zeigt sich aber dennoch, dass ausländische 

Männer über etwas weniger hohe Ausbildung verfügen, was sich insbesondere im unterschiedlichen Anteil an 

Absolventen der Sekundarstufe 1 und 2 zeigt. Bei den Frauen weisen hingegen die Ausländerinnen ein insgesamt 

höheres Bildungsniveau auf als die Liechtensteinerinnen, insbesondere hinsichtlich der tertiären Bildungsstufe. 

Eine detailliertere Auswertung nach Alter und Nationalität liegt nicht vor. Eine Separatauswertung der 

Volkszählungsdaten aus dem Jahr 2000 ergab jedoch, dass bei den Ausländerinnen und Ausländern mit Herkunft 

aus der Türkei, Süd- und Südosteuropa ein unterdurchschnittliches Ausbildungsniveau bestand, im Gegensatz zu 

Zugewanderten aus deutschsprachigen Regionen. Bei Frauen zeigten sich Unterschiede vor allem beim Alter, da 

ältere Frauen durchschnittlich ein deutlich tieferes formales Bildungsniveau aufweisen als jüngere Frauen. 

Datenquellen 

Volkszählung 2010. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

 Seit 2010 alle fünf Jahre. 
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2.9. Deutsch als Zweitsprache  

Deutsch als Zweitsprache (DaZ) in Kindergarten und Schule seit 2002/03 (Anzahl) 

 

Erklärung 

Für Schüler/innen mit fremdsprachigem Hintergrund wird auf allen Schulstufen Deutsch als Zweitsprache 

angeboten, um die Integration zu fördern und das Bildungspotential der Betroffenen besser ausschöpfen zu 

können. Die bedeutendsten Sprachgruppen sind die türkische, portugiesische, italienische, spanische, 

serbokroatische und albanische. Die Mehrheit der insgesamt 597 Geförderten, das sind aktuell ca. 84 Prozent 

der Kinder, besucht die Primarschule oder den Kindergarten. Etwa zwölf Prozent verteilen sich auf die drei 

Oberschulen in Liechtenstein. Schüler/innen der Realschule und des Gymnasiums weisen meist so gute 

Deutschkenntnisse auf, dass sie keinen Förderunterricht benötigen. Acht Kinder werden im aktuellen Schuljahr 

zudem in einem Intensivkurs DaZ unterrichtet, welcher sie auf den Eintritt in die Regelschule vorbereitet. 

Insgesamt sprechen die Kinder des DaZ-Unterrichts 27 verschiedene Herkunftssprachen, davon wachsen 31 

Kinder mit zwei Herkunftssprachen auf. 75 Lehrpersonen unterrichten im Schuljahr 2013/2014 die insgesamt 

605 Kinder im Bereich Deutsch als Zweitsprache. Im internationalen Vergleich gibt es in Liechtenstein relativ 

viele Schüler/innen mit fremdsprachigem Hintergrund.  

Für Erwachsene besteht über das Ausländer- und Passamt die Möglichkeit, an geförderten Sprachkursen 

teilzunehmen. Dieses Angebot ist Teil der Bemühungen um eine bestmöglichste Integration der 

nichtdeutschsprachigen Bevölkerung in Liechtenstein. Gefördert werden Deutschkurse von anerkannten 

liechtensteinischen Sprachschulen, welche auf das Niveau A1, A2 oder B1 des europäischen Sprachenportfolios 

abzielen. Personen, die dieses Niveau beherrschen, können sich in einfachen routinemässigen Situationen 

verständigen, können die eigene Herkunft und Ausbildung, die direkte Umgebung und Dinge im Zusammenhang 

mit unmittelbaren Bedürfnissen umschreiben und verstehen Sätze und Ausdrücke, die mit Lebensbereichen von 

unmittelbarer Bedeutung (Arbeitsplatz, Schule, Familie) zusammenhängen. Es besteht eine Reihe von Anbietern 

für diese geförderten Sprachkurse wie bspw. Institut für Sprachkurse und Bildungsreisen AG, 

Erwachsenenbildung Stein Egerta und BZB Berufs- und Weiterbildungszentrum Buchs. 

 

Datenquellen 

Erhebung Schulamt 2013. 

Erhebungsstellen 

Schulamt. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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2.10. Alphabetisierung und Grundschulung 

Erklärung 

In Liechtenstein besteht eine allgemeine Schulpflicht von fünf Jahren Primarschule (Grundschule) und vier Jahren 

Sekundarschule (Oberschule, Realschule, Gymnasium). Der Unterricht in den öffentlichen Schulen ist kostenlos. 

Sprachliche Defizite bestehen am ehesten bei Migrantinnen und Migranten aus fremdsprachigen Ländern. Für 

Erwachsene ǿŜǊŘŜƴ Ƴƛǘ ¦ƴǘŜǊǎǘǸǘȊǳƴƎ ŘŜǊ α{ǘƛŦǘǳƴƎ 9ǊǿŀŎƘǎŜƴŜƴōƛƭŘǳƴƎ [ƛŜŎƘǘŜƴǎǘŜƛƴά YǳǊǎŜ ŀƴƎŜōƻǘŜƴΣ ǳƳ 

den Illettrismus zu bekämpfen. Unter Illettrismus bzw. funktionalem Analphabetismus wird die unterentwickelte 

oder trotz Schulbildung verlernte Fähigkeit im Umgang mit schriftlichen Informationen, die für die 

Lebensbewältigung in der Wissensgesellschaft unabdingbar sind, verstanden. Schätzungen in vergleichbaren 

Ländern wie der Schweiz oder Deutschland rechnen damit, dass rund zehn Prozent der Bevölkerung von Lese- 

und/oder Schreibschwäche betroffen sind. 2008 bot der Verein für interkulturelle Bildung erstmals einen Kurs 

gegen Illettrismus an, aktuell werden diese Kurse bei der Erwachsenenbildung Stein Egerta geführt.  

 

Datenquellen 

Verein für interkulturelle Bildung (Jahresbericht). Stiftung Erwachsenenbildung Liechtenstein (Jahresbericht). 

Olbrich-Baumann 2006. 

Erhebungsstellen 

Stiftung Erwachsenenbildung Liechtenstein. Verein für interkulturelle Bildung. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 



34 

2.11. Kindertagesstätten, Tagesmütter, Tagesstrukturen  

Betreute Kinder bei Tagesmüttern, Kindertagesstätten, Tagesstrukturen seit 1995 

 

5ƛŜ DǊǳǇǇŜ α!ƴŘŜǊŜά ǳƳŦŀǎǎǘ ŘŜƴ ±ŜǊŜƛƴ YƛƴŘŜǊƻŀǎe Mauren sowie Vaduz. Vor 2011 keine vollständigen Zahlen für die 

DǊǳǇǇŜ α!ƴŘŜǊŜάΦ 

 

±ƻƳ α±ŜǊŜƛƴ YƛƴŘŜǊǘŀƎŜǎǎǘŅǘǘŜƴ [ƛŜŎƘǘŜƴǎǘŜƛƴά ōŜǘǊŜǳǘŜ YƛƴŘŜǊ  

 2009 2010 2011 2012 

Herkunft Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl % 

Liechtenstein 282 67.3  306 65.8  306 65.8  316 66.4 

Andere 
Nationalität 

137 32.7  159 34.2  159 34.2 160 33.6 

Gesamt 312 100  419 100  465 100 476 100 

 

Erklärung 

{Ŝƛǘ ŘŜǊ DǊǸƴŘǳƴƎ ŘŜǎ α9ƭǘŜǊƴ YƛƴŘ CƻǊǳƳά ǳƴŘ ŘŜǎ α±ŜǊŜƛƴǎ YƛƴŘŜǊǘŀƎŜǎǎǘŅǘǘŜƴ [ƛŜŎƘǘŜƴǎǘŜƛƴά ƛƳ WŀƘǊ мфуф 

konnte das ausserhäusliche Betreuungsangebot für Kinder kontinuierlich ausgebaut werden.  

2012 bestanden in acht von elf Gemeinden Kindertagesstätten, in welchen durchschnittlich 476 Kinder betreut 

wurden. Zusätzlich werden vom Verein auch für die Landesverwaltung und für die Firma Hilti AG 

Kindertagesstätten betrieben. Hinzu kommen die vom Eltern Kind Forum betreuten Pflegeverhältnisse von 

Kindern, die bei ausgebildeten Tagesmüttern oder Tageseltern in Obhut gegeben werden. Im Jahr 2011 leisteten 

31 Tagesfamilien für 89 Kinder 26Ω499 Betreuungsstunden. Von den Eltern der Kinder waren 76 Prozent Paare 

und 24 Prozent Alleinerziehende. 

Ausserdem wurden in den vergangenen Jahren weitere Betreuungsangebote von anderen Anbietern aufgebaut: 

Pimbolino Gamprin, Kinderbetreuung Planken, Kinderoase Aubündt Vaduz, Kinderoase Bretscha Mauren, 

YƛƴŘŜǊƘǸǘŜŘƛŜƴǎǘ ǳƴŘ aƛǘǘŀƎǎǘƛǎŎƘ ƛƴ {ŎƘŀŀƴ όα{ƛbƛ ƪƛŘΩȊ IƛƎƘǿŀȅάΣ YƛƴŘŜǊǘŀgesstätte). Ferner werden in den 

Gemeinden zunehmend schulbegleitende Tagesstrukturen aufgebaut. Seit 2008 besteht in Schaan und seit 2010 

in Vaduz je eine Tagesschule. Ende 2012 haben ca. 70 Kinder eine Tagesschule besucht. Ergänzend haben 

verschiedene Gemeinden Mittagstische für Schüler im Angebot, welche auch von Kindern besucht werden, die 

nicht in die Tagesstrukturen eingebunden sind. Die Betreuungsangebote werden von der öffentlichen Hand 

subventioniert. Teilweise werden auch nach Einkommen gestaffelte Tarife verrechnet, sodass die Angebote 
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erschwinglich bleiben. Mit Stand Dezember 2013 waren 266 Anfragen für einen Betreuungsplatz gemeldet 

(Warteliste). Davon waren 76 Anfragen für einen Betreuungsplatz für das Jahr 2013, welche aufgrund der 

verfügbaren Ressourcen und Örtlichkeiten der Tagesstrukturen nicht bedient werden konnten. 

Rechtliche Grundlage für die ausserhäusliche Kinderbetreuung und Pflege von Kindern und Jugendlichen ist die 

Kinderbetreuungsverordnung. Sie regelt das Bewilligungsverfahren für ausserhäusliche Betreuung und Pflege 

von Kindern und Jugendlichen in privaten Betreuungs- und Pflegeverhältnissen, das Bewilligungsverfahren und 

die Anforderungen in Bezug auf den Betrieb von Betreuungs- und Pflegeeinrichtungen sowie die Aufsicht über 

die ausserhäusliche Betreuung und Pflege von Kindern. 

 

Datenquellen 

Kinderbetreuungsstatistik des Amtes für Soziale Dienste. Jahresberichte Verein Kindertagesstätten 

Liechtenstein. Jahresberichte Eltern Kind Forum 2012. Kinder- und Jugendgesetz, LGBl. 2009 Nr. 29. 

Kinderbetreuungsverordnung, LGBl. 2009 Nr. 104. 

Erhebungsstellen 

Amt für Soziale Dienste. Schulamt. Verein Kindertagesstätten Liechtenstein. Eltern Kind Forum.  

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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3.  9ǊǿŜǊōǎǘŅǘƛƎƪŜƛǘ 
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3.1. In- und ausländische Beschäftigte in Liechtenstein  

Beschäftigte in Liechtenstein seit 1930 (Anzahl) 

 1930 1941 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010* 2012 

Total Beschäftigte пΩрус пΩмсм сΩооу фΩлфс ммΩрсф мпΩупл мфΩфлр нсΩтфт опΩооп 35Ω829 

Ausländer/innen (in FL 
Wohnhafte + Zupendler) 

- 676 нΩллт оΩуфо сΩнпл уΩнмн ммΩфоо мсΩфсл ноΩмут 24Ω522 

Anteil Ausländer/innen - 16 % 32 % 43 % 54 % 55 % 60 % 63 % 68 % 68 % 

*  Veränderte Grundgesamtheit durch EU-Vorgabe: Ab 2010 Beschäftigte mit einem Beschäftigungsgrad von 2 % und mehr. 

Bis 2009 Beschäftigte mit einem Beschäftigungsgrad von 15 % und mehr. 

 

Weibliche Beschäftigte in Liechtenstein seit 1965 (Anzahl, Prozent) 

 1965 1975 2000 2008 2009 2010* 2012 

Total Beschäftigte фΩмуо мнΩппм нсΩтфт ооΩпмр онΩутт опΩооп 35Ω829 

- davon Frauen (Anzahl) нΩтом оΩроф млΩнмс моΩмнн мнΩфру моΩулф 14Ω378 

- davon Frauen (Prozent) 30 % 28 % 38 % 39 % 39 % 40 % 40 % 

Quelle: 1965 und 1975 Betriebszählung (ohne landwirtschaftliche Betriebe), 2000 ff. Beschäftigungsstatistik. 

*Veränderte Grundgesamtheit durch EU-Vorgabe: Ab 2010 Beschäftigte mit einem Beschäftigungsgrad von 2 % und mehr. 

Bis 2009 Beschäftigte mit einem Beschäftigungsgrad von 15 % und mehr. 

 

 

Erklärung 

Die Zahl der Beschäftigten hat in Liechtenstein seit dem Zweiten Weltkrieg kontinuierlich zugenommen. Ein 

Grossteil der im anhaltenden Wirtschaftsaufschwung geschaffenen Arbeitsplätze konnte nur durch 

Zuwanderung von Ausländerinnen und Ausländern sowie eine zunehmende Beschäftigung von 

Grenzgängerinnen und Grenzgängern besetzt werden. Das Verhältnis zwischen Erwerbstätigen mit Nationalität 

Liechtenstein und ausländischen Erwerbstätigen ist seit 2010 konstant. Der Anteil erwerbstätiger Frauen hat im 

Verlaufe der Zeit stetig zugenommen, wobei sich eine Stagnation bei rund 40 Prozent für die letzten drei Jahre 

feststellen lässt. 
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Datenquellen 

Betriebszählungen. Beschäftigungsstatistik. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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3.2. Zupendler/innen aus dem Ausland 

In Liechtenstein beschäftigte Wohnbevölkerung und Zupendler/innen aus dem Ausland seit 1930 

Wohnort  1930 1941 1950 1960 1970 1980 1990 2000 2010* 2012 

Liechtenstein пΩпос пΩмрм рΩсоу тΩофс уΩфсу ммΩрпо моΩлнл мрΩслр мсΩтсп 17Ω089 

Ausland 150 10 700 мΩтлл нΩслм оΩнтф сΩуур ммΩмфн мтΩртл 18Ω740 

Anteil 
Zupendler 

3 % 0 % 11 % 19 % 22 % 22 % 35 % 42 % 51 % 52 % 

*  Veränderte Grundgesamtheit durch EU-Vorgabe: Ab 2010 Zupendler mit einem Beschäftigungsgrad von 2 % und mehr. Bis 

2009 Zupendler mit einem Beschäftigungsgrad von 15 % und mehr. 

 

Erklärung 

Seit den 1970er Jahren bewegt sich der Ausländeranteil in Liechtenstein trotz Einbürgerungen auf einem Niveau 

von über einem Drittel. Seit dieser Zeit ist der politische Wille formuliert, den Ausländeranteil nicht weiter 

anwachsen zu lassen. Beim Beitritt zum Europäischen Wirtschaftsraum (1995) konnte mit den Vertragspartnern 

ausgehandelt werden, dass die Zuwanderung nach Liechtenstein kontingentiert wird. Der wachsende Bedarf an 

Arbeitskräften wurde daher zunehmend durch die Beschäftigung von Zupendlerinnen und Zupendlern aus dem 

benachbarten Ausland gedeckt. Die Zahl jener Arbeitskräfte, die täglich nach Liechtenstein an den Arbeitsplatz 

ƪƻƳƳŜƴ ǳƴŘ ŀōŜƴŘǎ Řŀǎ [ŀƴŘ ǿƛŜŘŜǊ ǾŜǊƭŀǎǎŜƴΣ Ƙŀǘ ǎŜƛǘ мфул Ǿƻƴ ǊǳƴŘ оΩллл ŀǳŦ ƳŜƘǊ ŀƭǎ м8Ωллл ȊǳƎŜƴƻƳƳŜƴΦ 

Die Wohnsitznahme in der Schweiz und in Österreich ist europarechtlich den EWR-Bürgerinnen und -Bürgern 

gestattet, wenn sie einen Arbeitsplatz in Liechtenstein nachweisen können. Etwas über die Hälfte aller 

Arbeitsplätze wird in Liechtenstein gegenwärtig von Zupendlerinnen und Zupendlern aus dem Ausland besetzt. 

2007 überstieg deren Zahl erstmals diejenige der in Liechtenstein wohnhaften Beschäftigten. 

 

Datenquellen 

Beschäftigungsstatistik. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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3.3. Sozioprofessionelle Kategorien 

Sozioprofessionelle Kategorien nach Nationalitätengruppen und Geschlecht im Jahr 2000 (Zeilenprozent) 

Herkunft Ungelernte Qualifizierte 
Manuelle 

Qualifizierte Nicht-
Manuelle 

Intermediäre Kader und  
Selbständige 

Total 
(%) 

Total 
(Zahl) 

 M F M F M F M F M F M+F M+F 

Liechtenstein 8.0 18.8 13.8 2.3 16.8 44.3 21.0 16.0 40.5 18.5 100 тΩтур 

West-/Nordeuropa/ 
Nordamerika 

4.6 15.2 14.5 2.9 15.5 41.8 21.7 19.1 43.7 21.0 100 оΩпур 

Südeuropa 64.9 69.5 15.0 1.7 5.7 18.9 6.1 4.6 8.4 5.3 100 мΩллу 

Ost-/Südosteuropa 42.7 42.8 32.0 9.4 7.8 30.4 5.8 5.1 11.7 12.3 100 344 

Türkei/Naher 
Osten/Nordafrika 

58.9 59.4 13.1 0 5.6 28.1 6.5 3.1 15.9 9.4 100 139 

Schwarzafrika/ 
Lateinamerika/ 
Asien/Ozeanien 

54.5 40.4 11.4 5.8 4.5 28.8 6.8 13.5 22.7 11.5 100 97 

Total (Prozent) 14.2 21.9 14.5 2.7 15.0 41.5 19.1 15.8 37.2 18.1 100  

Total (Zahl) мΩлуф мΩмпл мΩммм мΩмоф мΩмпп нΩмсп мΩпсл 824 нΩупм 946  мнΩуру 

Legende: M = Männer; F = Frauen. In der Volkszählung sind nur die in Liechtenstein wohnhaften Erwerbstätigen erfasst. 

Zupendler/innen aus dem Ausland sind nicht enthalten.  

Lesehilfe: 8.0 Prozent der erwerbstätigen Liechtensteiner (männlich) sind Ungelernte, 40.5 Prozent sind Kader oder 

Selbständige. 

 

Erklärung 

Eine Sonderauswertung der Volkszählungsdaten des Jahres 2000 hat gezeigt, dass je nach Herkunft sehr 

unterschiedliche berufliche Positionen eingenommen werden. Beschäftigte mit liechtensteinischer Nationalität 

oder aus der Gruppe West-/Nordeuropa/Nordamerika (hauptsächlich Schweiz, Österreich, Deutschland) weisen 

überdurchschnittlich häufig gehobene Beschäftigungsverhältnisse auf. Die Zugewanderten aus den Regionen 

Südeuropa, Ost-/Südosteuropa, Türkei (inkl. weniger Fälle aus Nahost und Nordafrika) sowie den weiteren 

Weltregionen verrichten dagegen zu einem grossen Teil ungelernte Tätigkeiten. Die berufliche Situation und die 

Berufsqualifikation haben einen entscheidenden Einfluss auf das Einkommen sowie auf das Risiko von 

Arbeitslosigkeit, Armut und Invalidität. Eine entsprechende Auswertung zu den Volkszählungsdaten von 2010 

liegt noch nicht vor. 

 

Datenquellen 

Volkszählung 2000 (Separatauswertung) 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Seit 2010 alle fünf Jahre. Sonderauswertung 2010 noch nicht erfolgt. 
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3.4. Erwerbsmuster in Paarhaushalten 

Erwerbstätige Personen in Paarhaushalten  

mit Kindern (2010) (in Prozent) 

Erwerbstätige Personen in Paarhaushalten  

ohne Kinder (2010) (in Prozent) 

 

  

 

 

Erklärung 

5ƛŜ ±ƻƭƪǎȊŅƘƭǳƴƎ ŀǳǎ ŘŜƳ WŀƘǊ нлмл ŜƴǘƘŅƭǘ 5ŀǘŜƴ Ȋǳ ŘŜƴ 9ǊǿŜǊōǎƳǳǎǘŜǊƴ ƛƴ tŀŀǊƘŀǳǎƘŀƭǘŜƴΦ 9ǎ ǿǳǊŘŜƴ пΩунр 

tŀŀǊƘŀǳǎƘŀƭǘŜ Ƴƛǘ YƛƴŘŜǊƴ ƎŜȊŅƘƭǘΦ 5ŜƳƎŜƎŜƴǸōŜǊ ǎǘŜƘŜƴ оΩумл tŀŀǊƘŀǳǎƘŀƭǘŜ ƻƘƴŜ YƛƴŘŜǊ ǎƻǿƛŜ мΩнро 

Einelternhaushalte. In den Paarhaushalten mit Kindern sind in rund 49 Prozent der Fälle zwei Personen und in 

26 Prozent nur eine Person erwerbstätig. Es wird hierbei jedoch nicht zwischen erwerbstätigen Kindern und 

Eltern differenziert. Demzufolge können beispielsweise beide Elternteile erwerbstätig sein oder ein Elternteil 

und ein Kind.  

Bei den Paarhaushalten ohne Kinder sind in knapp der Hälfte der Haushalte zwei oder mehr Personen 

erwerbstätig. In gut einem Drittel der Paarhaushalte ohne Kinder (33.4 Prozent) gibt es keine Erwerbspersonen. 

Dies ist vor allem auf Haushalte mit Paaren in Rente zurückzuführen. 

 

 

Datenquellen 

Volkszählung 2010. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Alle fünf Jahre. 
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3.5. Berufsausbildung nach Geschlecht 

Lernende seit 1970 (Anzahl)  

 1970 1980 1992* 2000 2007 2008 2009 2010 2011 2012 

Männer 391 514 534 649 721 744 735 749 760 747 

Frauen 68 280 339 362 398 450 445 438 443 429 

Anteil Frauen 14.8 % 35.3 % 38.8 % 35.8 % 35.6 % 37.7 % 37.7 % 36.8 % 36.9 % 36.5 % 

 

* Legende: 1990 und 1991 nicht getrennt nach Geschlecht erfasst, daher 1992 als Ersatzwert. 

 

 

 

Erklärung 

Nach 1970 stieg die Anzahl der Frauen, welche eine Lehre nach der obligatorischen Schulbildung begonnen 

hatten, deutlich an. Seit 2008 bewegt sich der Frauenanteil jedoch auf einem gleichbleibenden Niveau. Dennoch 

sind Männer bei den Auszubildenden nach wie vor deutlich übervertreten. Der Anteil der Frauen bewegt sich 

aktuell bei knapp 37 Prozent. 2011 hatten rund 66 Prozent der Lehrlinge ihren Wohnsitz in Liechtenstein, rund 

34 Prozent in der Schweiz und weniger als ein Prozent in Österreich.  

Die Berufspräferenzen von Männern und Frauen unterscheiden sich erheblich. Rund 49 Prozent der Frauen 

absolvierten eine Lehre im kaufmännischen Bereich (Organisation, Verwaltung und Büro mit ca. 38 Prozent) und 

im Verkauf (ca. ein Prozent), während Männer bevorzugt im Bereich der Metall- und Maschinenindustrie (rund 

50 Prozent) anzutreffen sind. Dies zeigt, dass sich die Berufswahl, obwohl der Zugang zu den einzelnen Berufen 

beiden Geschlechtern offen steht, nach wie vor an den tradierten Vorstellungen weiblicher und männlicher 

Arbeitswelten orientiert. 

 

Datenquellen 

Bildungsstatistik.  

Erhebungsstellen 

Amt für Berufsbildung und Berufsberatung. Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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3.6.  Beschäftigte in der öffentlichen Verwaltung 

Beschäftigte in der öffentlichen Verwaltung und den Sozialversicherungen seit 2000  

(Total, Ausländer/innen und Frauen) 

 2000 2008 2009 2010 2011 2012 

Beschäftigte in der öffentlichen 
Verwaltung 

мΩнфм мΩртн мΩснс 1Ω735 мΩтуу 1Ω758 

- Ausländer/innen 230 369 385 421 448 459 

- Anteil Ausländer/innen 17.8 % 23.5 % 23.8 % 24.3 % 25.1 % 26.1 % 

- Frauen 561 659 694 765 808 797 

- Anteil Frauen 43.5 % 41.9 % 42.7 % 44,1 % 46,3 % 45.3 % 

 

 

Erklärung 

In Liechtenstein sind etwas mehr als zwei Drittel aller Beschäftigten Ausländer/innen, entweder in Liechtenstein 

wohnhafte Ausländer/innen oder Berufspendler/innen aus dem Ausland. In der öffentlichen Verwaltung und 

den Sozialversicherungen sind dagegen nur rund 26 Prozent Ausländer/innen (in Liechtenstein wohnhafte 

Ausländer und Grenzgänger) beschäftigt. Der Grossteil davon weist eine schweizerische oder österreichische 

Nationalität auf. Die öffentliche Verwaltung und Sozialversicherung ist somit weitgehend eine Domäne der 

liechtensteinischen Staatsangehörigen, auch wenn der Anteil an ausländischen Beschäftigten seit dem Jahr 2000 

angestiegen ist. 

Frauen sind in der öffentlichen Verwaltung und Sozialversicherung im Vergleich zur Gesamtbeschäftigung leicht 

überrepräsentiert. Sie stellen 45.3 Prozent aller Beschäftigten in der öffentlichen Verwaltung und 

Sozialversicherung. Der Frauenanteil in der Beschäftigung wird allerdings relativiert, wenn die 

Vollzeitäquivalente berücksichtigt werden. Im Bereich der öffentlichen Verwaltung und Sozialversicherung 

liegen 2012 die Vollzeitäquivalente bei einem Frauenanteil von 38.6 Prozent. Das ist zwar immer noch höher als 

der Frauenanteil an der Gesamtbeschäftigung (34.7 Prozent), jedoch deutlich weniger ausgeprägt als zuerst 

vermutet. Dieser Unterschied kann durch den hohen Anteil der in Teilzeit arbeitenden Frauen erklärt werden 

und ist grundsätzlich in allen Sektoren anzutreffen. Im Jahr 2012 liegt der Anteil aller teilzeitbeschäftigten Frauen 

nämlich bei 75 Prozent.  

 

Datenquellen 

Beschäftigungsstatistik. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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3.7. Lohnunterschiede nach Geschlecht und Nationalität  

Monatlicher Bruttolohn (Median) von Vollzeitbeschäftigten 2008 und 2010 (pro Monat in CHF) 

 

Legende: Der Median bezeichnet die Lohnhöhe, bei welcher die Hälfte mehr als diesen Lohn, die andere Hälfte weniger als 

diesen Lohn verdient. Damit werden Verzerrungen durch sehr tiefe oder sehr hohe Löhne vermieden. 

 

Erklärung 

Der monatliche Bruttolohn (Median) der Frauen lag 2010 um 17.8 Prozent unter demjenigen der Männer. 

Gegenüber 2008 reduzierte sich die Lohndifferenz zwischen Frauen und Männern um 1.7 Prozentpunkte. Die 

Lohndifferenz zwischen Liechtensteiner/innen und Ausländer/innen belief sich 2010 auf zwölf Prozent. Seit 2008 

war die Differenz somit um zwei Prozentpunkte gestiegen. 

Die Lohndifferenzen zwischen Männern und Frauen sind je nach Branche unterschiedlich. In der Branche Verkehr 

und Lagerei lag der Medianlohn der Frauen um vier Prozent höher als jener der Männer. Im Baugewerbe mit 

einem Prozent sowie in der Branche Herstellung von Holzwaren, Papier und Druckerzeugnissen mit sechs 

Prozent bestehen relativ geringe Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen. Am höchsten waren die 

Lohnunterschiede zugunsten der Männer im Finanz- und Versicherungsdienstleistungsbereich mit 38 Prozent 

und im Bereich der Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung mit 34 Prozent. 

 

Datenquellen 

Lohnstatistik. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Unregelmässig. Nächste Ausgabe Dezember 2014. 
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3.8. Löhne nach Alter  

Bruttomonatslöhne (Medianlohn) der Voll- und Teilzeitbeschäftigten nach Geschlecht und Alter 2010 (in CHF) 

 20ς24 25ς29 30ς34 35ς39 40ς44 45ς49 50ς54 55ς59 60ς64 65+ 

Männer 4Ω456 5Ω455 6Ω451 7Ω258 7Ω701 7Ω764 7Ω768 7Ω656 7Ω502 7Ω268 

Frauen 4Ω324 5Ω244 6Ω067 6Ω218 6Ω039 5Ω916 5Ω904 5Ω888 5Ω823 5Ω303 

Gesamt 4Ω377 5Ω345 6Ω289 6Ω842 7Ω013 6Ω880 6Ω991 6Ω988 6Ω883 6Ω443 

 

 

Legende: Der Median bezeichnet die Lohnhöhe, bei welcher die Hälfte mehr als diesen Lohn, die andere Hälfte weniger als 

diesen Lohn verdient. Damit werden Verzerrungen durch sehr tiefe oder sehr hohe Löhne vermieden. 

Erklärung 

Die Medianlöhne steigen bis zur Kohorte der rund 40-Jährigen kontinuierlich und stagnieren dann weitgehend 

auf diesem Niveau. Je älter die Beschäftigten, desto grösser wird die Differenz zwischen dem durchschnittlichen 

Lohn von Männern und Frauen. Das hängt nicht allein mit schlechteren Löhnen von Frauen für die gleiche Arbeit 

zusammen (Ausnahme bei der Landesverwaltung, siehe Punkt 3.9), sondern auch mit höheren beruflichen 

Positionen und intensiveren Aus- und Weiterbildungen von Männern. Bei den Jüngeren sind die Unterschiede 

zwischen Männern und Frauen weniger stark, da die Frauen bildungsmässig in den letzten Jahren stark aufgeholt 

und die Männer teilweise sogar überholt haben. Dass die Durchschnittslöhne ab dem 40. Lebensjahr nicht mehr 

wesentlich höher sind, hängt wesentlich mit der Ausbildung zusammen. Trotz Lohnprogression mit dem Alter ist 

der Durchschnittslohn der 60-Jährigen kaum höher als derjenige der 40-Jährigen, da die Jüngeren mit 

durchschnittlich besseren Ausbildungen oft höhere Positionen und damit höhere Löhne erreichen. Ausserdem 

ist in der Mitte der Erwerbsphase häufig der Karrierehöhepunkt erreicht und damit keine starke Lohnzunahme 

mehr zu verzeichnen. 

 

Datenquellen 

Lohnstatistik 2010. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Steuerverwaltung. 

Aktualisierungsrhythmus 

Nächste Ausgabe erscheint im Dezember 2014. 
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3.9. Löhne in der Landesverwaltung nach Geschlecht  

Anzahl beschäftigte Männer und Frauen in der Landesverwaltung nach Lohnklassen (2012) 

 

 

Erklärung 

Eine Sonderstudie zur Lohngleichheit zwischen Männern und Frauen in der Landesverwaltung ergab per Ende 

2010, dass die Männer dort durchschnittlich knapp CHF нΩнлл ǇǊƻ aƻƴŀǘ ƳŜƘǊ ǾŜǊŘƛŜƴŜƴ ŀƭǎ ŘƛŜ CǊŀǳŜƴΦ 5ƛŜ 

Studie erfolgte im Auftrag der Arbeitsgruppe zur Förderung der Gleichstellung von Frau und Mann in der 

Landesverwaltung in Zusammenarbeit mit der Stabsstelle für Chancengleichheit. Eine genauere Analyse ergab, 

dass die Lohnunterschiede objektiv begründet sind, somit also auf die unterschiedlichen Stellenprofile, 

Ausbildungsniveaus, Dienstalter und andere Faktoren zurückgeführt werden können. Es konnte somit keine 

direkte Diskriminierung der Frauen festgestellt werden, da die Löhne bei gleichen Voraussetzungen gleich sind. 

Diese Aussage bezieht sich ausschliesslich auf die Löhne in der Landesverwaltung, für die Privatwirtschaft gibt es 

keine entsprechenden Studien. Allerdings zeigt sich, dass Frauen selten in höheren und höchsten beruflichen 

Positionen in der Landesverwaltung vertreten sind. Ob die Frauen in der beruflichen Einstufung und 

Karriereförderung benachteiligt sind, konnte aus der Lohnanalyse nicht abgeleitet werden. Die Analyse zeigt 

ferner, dass die Lohnschere zwischen Männern und Frauen mit dem Alter deutlich zunimmt. Der Grund sind vor 

allem Bildungsunterschiede zwischen Männern und Frauen ς vor allem bei den älteren ς, weniger Dienstjahre 

der Frauen sowie tiefere berufliche Positionen. 

 

Datenquellen 

Separaterhebung, Marxer 2012 Lohn(un)gleichheit. 

Erhebungsstellen 

Amt für Personal und Organisation. 

Aktualisierungsrhythmus 

Unregelmässig. Separaterhebung. 
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3.10. Löhne nach Sektoren und Geschlecht  

Bruttomonatslohn (Medianlohn) der Voll- und Teilzeitbeschäftigten nach Sektoren 2010 (in CHF) 

 

Anmerkung: Der Bruttomonatslohn der in der Landwirtschaft tätigen Frauen wurde in der Lohnstatistik 2010 nicht aufgeführt, 

da weniger als 50 Prozent gesicherte Daten vorlagen. 

Legende: Der Median bezeichnet die Lohnhöhe, bei welcher die Hälfte mehr als diesen Lohn, die andere Hälfte weniger als 

diesen Lohn verdient. Damit werden Verzerrungen durch sehr tiefe oder sehr hohe Löhne vermieden. 

 

Erklärung 

Zwischen den verschiedenen Wirtschaftssektoren bestehen deutliche Lohnunterschiede. Der Medianlohn ist im 

Dienstleistungssektor am höchsten, in der Landwirtschaft am tiefsten. In allen Sektoren besteht eine deutliche 

Lohndifferenz zwischen Männern und Frauen. Innerhalb der einzelnen Sektoren variieren die Löhne zudem 

beträchtlich. Im Dienstleistungssektor rangiert das Unterrichtswesen an oberster Stelle, gefolgt vom Finanz- und 

Versicherungsdienstleistungsbereich, der öffentlichen Verwaltung und der Branche Rechtsberatung und 

Treuhandwesen. Den tiefsten Medianlohn im Dienstleistungssektor weist das Gastgewerbe auf. 

 

Datenquellen 

Lohnstatistik 2010. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Steuerverwaltung. 

Aktualisierungsrhythmus 

Nächste Ausgabe erscheint im Dezember 2014. 
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3.11. Lohnverteilung und Preisentwicklung  

Häufigkeitsverteilung der effektiven Bruttomonatslöhne (CHF) 2010 (in Prozent) 

 

Preisentwicklung seit 1982 (1982 = Index 100) 

 

 

Erklärung 

Dank lang anhaltendem wirtschaftlichem Wachstum hat sich die materielle Lage für breite Bevölkerungskreise 

in Liechtenstein günstig entwickelt. Eine tiefe Arbeitslosenquote sowie eine hohe und anhaltende Nachfrage 

nach Arbeitskräften, welche nur mittels Zuwanderung und Beschäftigung von Berufspendlerinnen und 

Berufspendlern aus dem Ausland einigermassen befriedigt werden konnte, haben zu vergleichsweise attraktiven 

Löhnen geführt, wenngleich mit grossen individuellen und branchenspezifischen Unterschieden. Die relativ 

hohen Lebenshaltungskosten und eine Preisentwicklung mit einer Steigerung von knapp unter 60 Prozent 

zwischen 1982 und 2012 relativiert die Lohnentwicklung zusätzlich. Es konnten nicht alle in gleichem Umfang am 

wirtschaftlichen Fortschritt partizipieren, was daraus hervorgeht, dass auch voll Erwerbstätige teilweise auf 

Sozialhilfe und Mietbeihilfen angewiesen sind. 

 

Datenquellen 

Lohnstatistik 2010. Landesindex der Konsumentenpreise Dezember 2012. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Steuerverwaltung. 

Aktualisierungsrhythmus 

Nächste Lohnstatistik: Dezember 2014. Landesindex der Konsumentenpreise monatlich. 
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3.12. Staatsausgaben  

Aufwand der laufenden Rechnung des Staatshaushaltes seit 1995 (in Prozent) 

 1995 2000 2005 2007 2008 2009 2010 2011 

- allgemeine Verwaltung 8.1 10.2 9.9 10.6 9.0 10.9 10.6 8.9 

- öffentliche Sicherheit 4.4 5.2 6.0 5.6 5.1 6.3 5.8 5.4 

- Bildungswesen 15.3 15.0 16.3 15.3 12.1 15.1 14,5 12.8 

- Kultur, Freizeit 2.7 3.3 3.1 2.9 2.4 2.9 2.6 2.4 

- Gesundheit 2.0 1.9 2.5 2.6 2.1 2.5 2.4 2.1 

- Soziale Wohlfahrt 14.5 20.0 22.4 20.5 15.9 20.6 20.5 18.7 

- Verkehr 11.7 5.1 3.8 3.1 2.6 3.1 2.9 2.3 

- Umwelt, Raumordnung 1.4 0.6 0.7 0.7 0.7 0.9 0.9 0.8 

- Volkswirtschaft 2.7 3.4 3.8 3.4 2.8 3.3 3.7 3.2 

- Finanzen, Steuern* 37.1 35.3 31.4 35.3 47.5 34.0 36 43.4 

Total 100 100 100 100 100 100 100 100 

Aufwand laufende Rechnung 
(Mio CHF) 

517 Mio. 658 Mio. 819 Mio. 922 Mio. мΩннф aƛƻΦ мΩлсл aƛƻΦ 1Ω125 Mio. 
 

1Ω267 Mio. 

ϝ 5ŜǊ !ƴǘŜƛƭ αCƛƴŀƴȊŜƴΣ {ǘŜǳŜǊƴά ōŜȊƛŜƘǘ sich insbesondere auf den Finanzausgleich zugunsten der Gemeinden. 

 

Erklärung 

Der liechtensteinische Staatshaushalt hat sich seit dem Zweiten Weltkrieg im Zuge eines anhaltenden 

wirtschaftlichen Aufschwungs fast ununterbrochen positiv entwickelt, sodass keine Staatsverschuldung existiert, 

sondern im Gegenteil Reserven gebildet werden konnten. Die Landesrechnung 2011 schloss analog 2010 mit 

einem Finanzierungsfehlbetrag. Für 2011 betrug dieser CHF 123 Mio., wohingegen die Gemeinden mit einem 

Finanzierungsüberschuss in Höhe von CHF 67 Mio. abschliessen konnten.  

Im Bereich der Staatsbeiträge zu den Gesundheitsausgaben wurden neben den Prämienverbilligungen und den 

Staatsbeiträgen an die Versicherer der obligatorischen Krankenpflege auch staatliche Beiträge an den 

Liechtensteinischen Krankenkassenverband und verschiedene Spitäler geleistet. Von den insgesamt CHF 93.1 

Mio. an Staatsbeiträgen wurden 65.9 Prozent an die Krankenversicherungen, rund 26.8 Prozent an die Spitäler, 

sieben Prozent an Prämienverbilligungen und 0.3 Prozent an den Krankenkassenverband überwiesen. Im 

Vergleich zum Vorjahr (2011) nahmen die Staatsbeiträge im Gesundheitswesen um 6.7 Prozent zu. Im Mai 2013 

hat die Regierung aufgrund des Staatshaushalts eine weitere Kürzung des Staatsbeitrags an den Kosten der 

obligatorischen Krankenpflegeversicherung für das Jahr 2014 genehmigt. Damit wird der Staatsbeitrag für das 

Bemessungsjahr 2014 auf CHF 42 Mio. gesenkt werden (2012 waren es CHF 61.4 Mio.). 

 

Datenquellen 

Statistisches Jahrbuch. Krankenkassenstatistik 2012. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Stabsstelle Finanzen. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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3.13. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 

Bruttoinlandsprodukt (BIP) zu laufenden 

Preisen seit 1960 (in Mio. CHF) 

Bruttonationaleinkommen pro Kopf zu Marktpreisen 

2010 (in Mio. KKS) im Vergleich 

  

Legende: Das BIP von 1960 bis 1988 wurde weitgehend aufgrund 

der schweizerischen branchenmässigen Wertschöpfungsdaten 

sowie auf der Branchenstruktur der Erwerbstätigen in der 

liechtensteinischen Volkswirtschaft errechnet (Kneschaurek u.a. 

1990). Die Daten seit 1998 errechnen sich aufgrund des 

Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen. 

Die beiden Berechnungsweisen sind nicht direkt miteinander 

vergleichbar. 

Legende: Der Vergleich basiert auf den von Eurostat mittels 

Kaufkraftparitäten durchgeführten Umrechnung in die gemeinsame 

ƪǸƴǎǘƭƛŎƘŜ ²ŅƘǊǳƴƎ αYŀǳŦƪǊŀŦǘǎǘŀƴŘŀǊŘǎά όYY{ύΦ !ƴƎŀōŜƴ ŀǳǎ der 

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, Umrechnung auf Einkommen 

pro Kopf (gerundet). 

 

Erklärung 

Das Bruttoinlandsprodukt hat sich in den vergangenen Jahrzehnten ς ausgenommen ist der weltweite Einbruch 

des Wirtschaftswachstums im Zuge der Finanzkrise in den Jahren 2009 und 2010 ς in Liechtenstein steil nach 

oben bewegt. Dies hängt mit einer diversifizierten und florierenden Branchenstruktur, mit hoher Wertschöpfung 

und einer rasanten Zunahme der Beschäftigung zusammen, welche zunehmend mit ausländischen 

Arbeitskräften gedeckt werden musste. Der hohe Anteil an Zupendlerinnen und Zupendlern aus dem Ausland 

und der damit einhergehende Abfluss von Arbeitnehmerentgelt ins Ausland haben indes zur Folge, dass das 

Bruttonationaleinkommen deutlich unter dem Bruttoinlandsprodukt liegt, sofern es nicht von Zuflüssen aus dem 

Vermögenseinkommen kompensiert wird. Die meisten Bevölkerungsschichten konnten von der positiven 

wirtschaftlichen Entwicklung materiell profitieren, da niedrige Arbeitslosigkeit, niedrige Erwerbssteuern und gut 

ausgebaute staatliche Leistungen mit dieser Entwicklung einhergingenΦ LƳ ȊǿŜƛǘŜƴ α!ǊƳǳǘǎōŜǊƛŎƘǘ 

[ƛŜŎƘǘŜƴǎǘŜƛƴά ǿurde die Einkommensverteilung anhand des Gini-Koeffizienten (Statistisches Mass, Kennzahl für 

die Ungleichverteilung von Einkommen oder Vermögen) untersucht und festgestellt, dass Liechtenstein im 

Hinblick auf die Verteilungsgerechtigkeit im europäischen Vergleich sehr günstig abschneidet. 

 

Datenquellen 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung Liechtensteins 2010. Kneschaurek u.a. 1990. Amt für Soziale Dienste 2008. 

Weltbank. Internationaler Währungsfonds (IWF). 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. Amt für Soziale Dienste. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung Liechtenstein 2012 liegt aktuell noch nicht vor. 
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3.14. Flexibilisierung der Arbeit  

Teilzeitbeschäftigung von Männern und Frauen 2012 (ohne Zupendler/innen) 

 

Erklärung 

Liechtenstein verfügt über ein gut ausgebautes Netz an Kindertagesstätten in den Gemeinden und weiteren 

ausserfamiliären Betreuungsangeboten für Kinder, ferner sind zusätzliche schulbegleitende Tagesstrukturen im 

Aufbau. Betriebsinterne oder von Betrieben unterhaltene Kinderhorte sind dagegen eher selten und werden 

derzeit von der Landesverwaltung und von der Firma Hilti AG angeboten. Ausserfamiliäre Betreuungsangebote 

helfen nicht nur den Alleinerziehenden, sondern erleichtern auch die Vereinbarkeit von Familie und 

Erwerbstätigkeit. Staatlicherseits sind die Rahmenbedingungen hierfür günstig ausgestaltet, nicht nur durch die 

existierenden und erschwinglichen Betreuungseinrichtungen, sondern auch durch ein familienfreundliches 

Steuersystem. Schliesslich ermöglicht auch die Teilzeitbeschäftigung insbesondere den Frauen, die sonst aus 

ihrem Beruf aussteigen würden, die Aufrechterhaltung der Erwerbstätigkeit. Die Teilzeitbeschäftigung wird viel 

stärker von Frauen genutzt: 52.6 Prozent der erwerbstätigen Frauen arbeiten Teilzeit, dagegen nur elf Prozent 

der Männer. Damit stellen die Frauen 79.2 Prozent aller im Inland wohnhaften Teilzeitbeschäftigten. Der 

Berufsausstieg, auch der Teilausstieg, ist allerdings für eine ambitionierte Berufskarriere eher hinderlich. 

Vergleicht man die Erwerbsquoten von Männern und Frauen zwischen 15 und 65 Jahren, zeigen sich auch hier 

deutliche Unterschiede. Bei den Männern liegt diese bei 81.7 Prozent, bei den Frauen bei 65.5 Prozent. 

Differenziert man hingegen nach Liechtensteiner/innen und Ausländer/innen, zeigen sich keine Unterschiede. 

Beide Gruppen weisen jeweils rund 74 Prozent als Erwerbstätige aus. 

 

Datenquellen 

Beschäftigungsstatistik 2012. Bevölkerungsstatistik 2012. 

Erhebungsstellen 

Amt für Statistik. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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3.15. Mutterschaftszulagen, Mutterschafts- und Elternurlaub 

Mutterschaftszulagen seit 2008 

 2008 2009 2010 2011 2012 

Geburten in Liechtenstein 350 406 329 395 356 

Anträge auf Mutterschaftszulage 151 145 109 123 98 

Anzahl ausbezahlter Mutterschaftszulagen 76 77 70 68 48 

Total Auszahlungen CHF 204'062 CHF 214'613 CHF 202'954  CHF 184'712  CHF 124Ω746  

 

 

Erklärung 

Jede erwerbstätige Mutter hat das Anrecht auf 20 Wochen bezahlten Mutterschaftsurlaub, wovon mindestens 

16 Wochen unmittelbar nach der Geburt liegen müssen. Die Höhe des bezahlten Mutterschaftsurlaubs beträgt 

mindestens 80 Prozent des Bruttolohns unter Einberechnung regelmässiger Nebenbezüge. Selbständig 

erwerbstätige Frauen und Frauen ohne eigenes Einkommen können eine einmalige Mutterschaftszulage 

beantragen. Die Höhe der Zulage richtet sich nach dem Einkommen der Eltern des Neugeborenen. Maximal 

werden CHF 4Ω500 ausbezahlt. 2012 erhielten 48 Frauen eine Zulage, welche im Durchschnitt CHF 2Ω599 betrug. 

Der Anspruch auf Elternurlaub nach der Geburt eines Kindes wurde gemäss den Anforderungen einer EWR-

Richtlinie angepasst. Ab 2013 hat jeder Elternteil das Recht auf vier Monate unbezahlten Urlaub. Der Anspruch 

entsteht mit der Geburt eines Kindes und kann bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres geltend gemacht 

werden, bei Adoptionen bis zur Vollendung des fünften Lebensjahres. Der Urlaub steht den Elternteilen separat 

zu und kann nicht übertragen werden. Damit soll für Väter ein verstärkter Anreiz entstehen, den Urlaub zu 

beanspruchen. Eine Vergütung des Urlaubs ist nicht vorgesehen. Bei der Rückkehr zum Arbeitsplatz kann vom 

Arbeitnehmer eine Änderung der Arbeitszeit beantragt werden. Die Arbeitgeberseite hat einen solchen Antrag 

unter Berücksichtigung der Interessen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu prüfen und zu beantworten. Ein 

Rechtsanspruch auf Gewährung besteht allerdings nicht. Ferner können Arbeitgeber einen Aufschub des 

Elternurlaubes verlangen, falls dieser betrieblichen Interessen entgegensteht.  

Bei der Umsetzung des Elternurlaubs hält sich Liechtenstein an die Minimalanforderungen der neuen EWR-

Richtlinie. Der Umstand, dass der Urlaub weiterhin unbezahlt bleibt, führt Kritikern zufolge zu einer 

Nichtinanspruchnahme des Urlaubs, da sich kaum eine Familie einen Lohnausfall von vier Monaten leisten 

könne.  

 

Datenquellen 

Landtagsprotokolle. Rechenschaftsbericht der Regierung. Zivilstandsstatistik 2011. Mutterschaftszulage, LGBl. 

1982 Nr. 8. Vornamenstatistik 2012. 

Erhebungsstellen 

Landtag. Amt für Gesundheit. Amt für Soziale Dienste. Regierung. 

Aktualisierungsrhythmus 

Unregelmässig. Rechenschaftsbericht jährlich. Zivilstandsstatistik 2012 erscheint Mitte Dezember 2013. 
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4.1. Index der menschlichen Entwicklung 

 

Der Index der menschlichen Entwicklung (Human Development Index) ist ein Index, der von den Vereinten 

Nationen im Rahmen des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNPD) seit 1990 verwendet und in 

den Berichten über die menschliche Entwicklung (Human Development Report) regelmässig veröffentlicht wird. 

Als Indikatoren der Entwicklung werden die Lebenserwartung bei Geburt (= Indikator für Gesundheit), die 

vorgesehenen Schuljahre und die durchschnittlichen Schuljahre (= zusammen Indikator für Bildung) sowie die 

reale Kaufkraft der Einwohner/innen (= Indikator für Lebensstandard) herangezogen. 

Liechtenstein ist der Gruppe der Länder mit sehr hoher menschlicher Entwicklung zugeordnet und liegt dort im 

Umfeld der westeuropäischen und nordamerikanischen Staaten. Im Human Development Report 2013 des 

UNDP wird Liechtenstein auf Rang 24 von 186 untersuchten Staaten angeführt. Spitzenreiter ist Norwegen, 

gefolgt von Australien. Die Datenlage ist im Falle Liechtensteins allerdings relativ lückenhaft und möglicherweise 

fehlerhaft. Die Schweiz auf Rang neun und Österreich auf Rang 18 dürften wohl eher auch der 

liechtensteinischen Realität entsprechen. 

 

Datenquellen 

UNDP Human Development Report.  

Erhebungsstellen  

UNDP. Amt für Volkswirtschaft. Schulamt. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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4.2. Armut und Einkommensschwäche  

Einkommensschwache Haushalte (Steuerdaten 2004) (N = 13Ω903) 

Einkommensschwache Haushalte ohne staatliche Sozialleistungen (theoretisch) 19.2 % 

Einkommensschwache Haushalte mit Einbezug staatlicher Sozialleistungen (faktisch) 11.0 % 

- 20-49 Jahre 12.1 % 

- 50-63 Jahre 8.9 % 

- 64 und mehr Jahre 10.5 % 

- Verheiratete ohne Kinder 7.7 % 

- Alleinerziehende 23.4 % 

- Verheiratete mit 1 Kind 9.9 % 

- Verheiratete mit 2 Kindern 11.1 % 

- Verheiratete mit 3 und mehr Kindern 14.7 % 

- Haushalte mit Alterspension 10.5 % 

 

Erklärung 

Liechtenstein ist ein Wohlfahrtsstaat mit einem sehr hohen Lebensstandard und einem gut ausgebauten sozialen 

Netz sowie einer der niedrigsten Quoten an einkommensschwachen Haushalten in Europa. Gemäss 

Armutsbericht aus dem Jahr 2008 existiert keine der Armutsdefinition entsprechende Armut. Neuere Studien 

und Steuerdatenauswertungen liegen nicht vor. Zur Bestreitung der Lebenshaltungskosten kann als 

Mindestsicherung wirtschaftliche Sozialhilfe beansprucht werden, die im Falle eines Einpersonenhaushalts 

monatlich bis zu CHF 1Ω110 beträgt. Verschiedene bedarfsabhängige Kosten für Miete u.a. werden zusätzlich 

übernommen. Für Personen mit Behinderungen und für Personen über 64 Jahre besteht ein Anspruch auf 

Ergänzungsleistungen der Liechtensteinischen AHV-IV-FAK. Der Schwellenwert für Ergänzungsleistungen liegt 

über demjenigen der wirtschaftlichen Sozialhilfe. 

Gemäss EU-Richtlinien gelten Haushalte als einkommensschwach, deren Einkommen maximal 60 Prozent des 

Medianeinkommens beträgt. Das Medianeinkommen markiert die Grösse, bei welcher die Hälfte der Haushalte 

darüber, die andere Hälfte darunter liegt. Der Schwellenwert der Einkommensschwäche lag 2004 bei CHF 27Ω754 

verfügbarem Einkommen pro Jahr und Haushalt. Elf Prozent der liechtensteinischen Haushalte bzw. 1Ω528 

Haushalte mussten demzufolge als einkommensschwach angesehen werden. Am stärksten betroffen waren 

Alleinerziehende (23.4 Prozent der Alleinerziehenden) und Familien mit mehr als zwei Kindern. Ohne 

Sozialleistungen (Kindergeld, Zulage für Alleinerziehende, Prämienverbilligung zur Krankenkasse, 

Ergänzungsleistungen und Mietbeihilfen) wären 19.2 Prozent aller Haushalte einkommensschwach gewesen. 

Neben der staatlichen Unterstützung leistete auch die Caritas Liechtenstein 2012 zusätzlich in 350 Fällen 

Unterstützung. Die Tendenz für 2013 sei steigend, erklärte eine Sprecherin der Caritas am 9. Dezember 2013 in 

einem Interview im Liechtensteiner Volksblatt. Die Einsparungen des Staates, insbesondere die Kürzungen der 

Sozialleistungen sowie die Erhöhung der Krankenkassenprämien, würden Spuren hinterlassen. 

Datenquellen 

Amt für Soziale Dienste 2008 (Zweiter Armutsbericht). 

Erhebungsstellen 

Amt für Soziale Dienste. 

Aktualisierungsrhythmus 

Unregelmässig. Keine aktuelleren Zahlen verfügbar. 
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4.3. Klienten/Klientinnen des Amtes für Soziale Dienste 

Anzahl Personen (Einzelpersonen, Referenzpersonen von Klientensystemen), welche Hilfe  

des Amtes für Soziale Dienste in Anspruch nehmen (seit 2003) 

 

Herkunft der Personen, welche Hilfe des Amtes für Soziale Dienste in Anspruch nehmen (seit 2001, in Prozent) 

 

Erklärung 

Die Zahl der Klientinnen und Klienten des Amtes für Soziale Dienste ς Einzelpersonen oder Referenzpersonen 

von Klientensystemen ς weist innerhalb der letzten vier Jahre einen leichten Anstieg auf, wobei sich 2012 die 

Gesamtzahl um drei Prozent im Vergleich zum Vorjahr verringerte. Im Bereich Sozialer Dienst wurden 700 

Kundendossiers geführt, was einem Anstieg von rund 2.5 Prozent entspricht. Davon bezogen 69.6 Prozent der 

Klientinnen und Klienten wirtschaftliche Sozialhilfe. 

Beim Alter, Zivilstand oder Geschlecht bestanden kaum Veränderungen im Vergleich zu 2011. Rund ein Drittel 

der unterstützten Klientinnen und Klienten sind unter 20 Jahre, zwei Drittel über 20 Jahre alt. 56 Prozent sind 

männlich, 44 Prozent weiblich. Unter den über 18-Jährigen sind 46 Prozent ledig, 22 Prozent verheiratet, 29 

Prozent geschieden oder getrennt, drei Prozent verwitwet. Besonders Ausländer/innen aus den sogenannten 

Drittstaaten ς alle Staaten ausser Liechtenstein, der Schweiz und den EWR-Staaten ς sind überdurchschnittlich 

häufig Klienten des Amtes für Soziale Dienste. Zugewanderte aus fremdsprachigen Herkunftsländern sind eher 

armutsgefährdet als Liechtensteiner/innen oder Ausländer/innen aus deutschsprachigen Herkunftsländern und 

-regionen. Sie sind daher stärker auf wirtschaftliche Sozialhilfe angewiesen. Die Klientenanzahl in der 

wirtschaftlichen Hilfe sowie in der Schuldenberatung hat sich gegenüber dem Vorjahr deutlich erhöht.  

Datenquellen 

Jahresberichte des Amtes für Soziale Dienste. 

Erhebungsstellen 

Amt für Soziale Dienste. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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4.4. Mindestsicherung  

Sozialhilfeempfänger/innen seit 2008 (Anzahl bzw. Verteilung in Prozent) 

 2008 2009 2010 2011 2012 

Total wirtschaftliche Sozialhilfe (Anzahl 
Klientendossiers bzw. Haushalte) 

478 439 440 451 487 

Herkunft      

- Liechtenstein 51 % 60 % 60 % 56 % 56% 

- EWR 20 % 16 % 16 % 19 % 18.2% 

- Schweiz 6 % 7 % 7 % 6 % 6.8% 

- Drittstaaten 23 % 17 % 17 % 18 % 19.1% 

- unbekannt - - - 1 % - 

Zivilstand      

- geschieden 19 % 31 % 30 % 36.4 % 25.1% 

- getrennt 17 % 9.9% 

- ledig 40 % 40 % 43 % 43.6 % 43.9% 

- verheiratet 24 % 27 % 24 % 18.2 % 18.7% 

- verwitwet 1 % 2 % 3 %  1.8 % 2.1% 

- Sozialhilfebedürftige Alleinerzieher/innen 18 % 15 % 15 % 13.7 % 12.5% 

 

Erklärung 

Finanziell in Notlage geratene Menschen, die ihren Lebensunterhalt für sich und ihre Familienangehörigen nicht 

bestreiten können, haben Anspruch auf wirtschaftliche Sozialhilfe. Dadurch wird das soziale Existenzminimum 

sichergestellt. Mit der finanziellen Unterstützung wird Hilfe zur Abdeckung des Grundbedarfs zum 

Lebensunterhalt, der Wohnkosten sowie gesundheitsbedingter Kosten (z. B. Krankenkassenprämien) geboten. 

Der Grundbedarf für den Lebensunterhalt wird nach Anzahl der hilfsbedürftigen Personen im Haushalt abgestuft. 

2012 wurde die wirtschaftliche Sozialhilfe an insgesamt 487 Haushalte mit 772 Personen entrichtet. Die 

Zunahme von acht Prozent im Vergleich zum Vorjahr erfolgte vor allem in Haushalten mit Arbeitslosigkeit und 

Erwerbsunfähigkeit. Zur Mindestsicherung tragen auch Ergänzungsleistungen für Rentner/innen und Invalide der 

Liechtensteinischen AHV-IV-FAK bei. Per Dezember 2012 belief sich die Zahl der Bezüger/innen von 

Ergänzungsleistungen auf 699 (402 in Ergänzung zur AHV, 297 in Ergänzung zur IV). Diese Anzahl an 

Bezügern/Bezügerinnen ist damit im Vergleich zum Vorjahr um gesamthaft vier Prozent angestiegen (2011: 672). 

Die Ausgaben für Ergänzungsleistungen beliefen sich 2012 auf rund CHF 9.25 Mio. (2011: 9 Mio.). 

 

Datenquellen 

Jahresbericht des Amtes für Soziale Dienste. AHV-IV-FAK Jahresbericht. 

Erhebungsstellen  

Amt für Soziale Dienste. AHV-IV-FAK. 

Aktualisierungsrhythmus 

Jährlich. 
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4.5. Arbeitslosigkeit  

Arbeitslosigkeit nach Nationalität per 31.12.2012 (Anzahl; Spaltenprozent) 

Ländergruppe Erwerbspersonen in 
Liechtenstein (ohne 
Wegpendler) 

Arbeitslose  
(neue Definition) 

Arbeitslosen- 
quote 

Liechtensteiner/innen 10Ω784 204 1.7 % 

Ausländer/innen 6Ω305 239 3.5 % 

Total 17Ω089 443 2.4 % 

 

Arbeitslosenquote seit 2006 im Jahresdurchschnitt (in Prozent) 

 

Arbeitslosenquote im Verhältnis zu den Beschäftigten insgesamt. Die Definition berücksichtigt nur die erwerbstätige 

Wohnbevölkerung inkl. Arbeitsloser (ohne Zupendler/innen) und ist somit international vergleichbar.  

 

Erklärung 

In Liechtenstein besteht eine obligatorische Arbeitslosenversicherung (ALV). Sämtliche Arbeitnehmer/innen wie 

auch Lehrlinge, die in Liechtenstein oder für einen Arbeitgeber mit Sitz bzw. Niederlassung in Liechtenstein tätig 

sind, unterliegen der Beitragspflicht. Die Finanzierung der ALV erfolgt durch Beiträge der Arbeitgeber/innen und 

der Versicherten sowie durch den Beitrag des Staates und Kapitalerträgnisse. Der Beitragssatz beträgt ein 

Prozent des beitragspflichtigen Lohnes aus unselbständiger Erwerbstätigkeit und wird je zur Hälfte von den 

Arbeitnehmern/innen und Arbeitgeber/innen getragen. Der Betrag des Staates beläuft sich auf 16.34 Prozent 

des ALV-Aufwands. Gesamthaft fand 2012 im Vergleich zum Vorjahr ein Anstieg der Arbeitslosen um 25 

Personen statt. Im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit musste eine leichte Zunahme auf insgesamt 2.8 Prozent 

festgestellt werden. 

 

Datenquellen 

Arbeitslosenversicherungsgesetz, LGBl. 1969 Nr. 41. Arbeitslosenstatistik. Bevölkerungsstatistik. 

Erhebungsstellen  

Amt für Statistik. Amt für Volkswirtschaft. 

Aktualisierungsrhythmus 

Laufende Erfassung. Arbeitslosenzahlen monatlich. Arbeitslosenstatistik jährlich. 
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